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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die Integration in den Europäischen 
Gemeinschaften (Berichtszeitraum Oktober 1974 bis März 1975, 
im Anschluß an den Bericht vom 16. Oktober 1974, Drucksache 7/2662) 


I. Deutsche Europapolitik 

1. Zusammenfassende Würdigung 

Die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft war 
im Berichtszeitraum weiterhin durch die weltweiten 
Probleme der Energie, der Inflation und der Arbeits- 
losigkeit sowie die Wünsche Großbritanniens ge- 
prägt. Zwei herausragende Ereignisse, die Treffen 
der Regierungschefs und Außenminister am 
9./10. Dezember 1974 in Paris sowie die Tagung des 
Europäischen Rates am 10./11. März 1975 in Dublin, 
halfen jedoch die Gefahr eines möglichen Stillstan- 
des zu überwinden und für die Zukunft Impulse zu 
geben, von denen die Bundesregierung sich weitere 
Fortschritte der Integration erhofft. 

Das Ergebnis des Pariser Treffens hat die bestehen- 
den politischen Möglichkeiten voll ausgeschöpft: In 
einer schwierigen wirtschaftlichen Phase hat es die 
partnerschaftliche Solidarität in der Gemeinschaft 
unter Beweis gestellt — ein Erfolg, zu dem nicht 
zuletzt auch die Bundesregierung mit ihrer Konzep- 
tion eines Aufschwungs in Stabilität beigetragen 
hat. Das Prinzip gemeinschaftlicher Solidarität lag 
auch den Entscheidungen über den Reginonalfonds 
und der Erklärung über die Einführung eines Kor- 
rekturmechanismus zur Vermeidung einer unan- 
nehmbaren Situation in einem Mitgliedstaat bei der 
Finanzierung des Gemeinschaftshaushalts zugrunde. 
Das erneuerte Bekenntnis zur Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie im institutionellen Bereich 
der Grundsatzbeschluß über die baldige Verwirk- 
lichung der Direktwahl zum Europäischen Parlament 
haben etwaige Zweifel an den politischen Zielen der 
Gemeinschaft beseitigt. Die stärkere Verklamme- 
rung von Europäischer Gemeinschaft und Euro- 
päischer Politischer Zusammenarbeit und die Ent- 
scheidung zugunsten häufigerer Treffen der Regie- 


rungschefs und Außenminister als „Europäischer 
Rat" haben die politische Handlungsfähigkeit der 
Gemeinschaft wirksam gestärkt. 

Auf der ersten Tagung des Europäischen Rates in 
Dublin konnte Einvernehmen über die offen geblie- 
benen Wünsche erzielt werden, die Großbritannien 
im Hinblick auf seine weitere Mitarbeit in der Ge- 
meinschaft angemeldet hatte. Nachdem bereits ein 
großer Teil der Probleme auf den vorhergehenden 
Ratstagungen gelöst werden konnte, hatte der Euro- 
päische Rat im wesentlichen über die Frage der Aus- 
gestaltung des Korrekturmechanismus und der Ver- 
längerung des bevorzugten Zugangs für neuseelän- 
dische Milchprodukte zum Gemeinsamen Markt zu 
entscheiden. Durch die befriedigende Lösung, die der 
Europäische Rat auch für diese beiden Probleme ge- 
funden hat, konnte das Ziel der Bundesregierung 
erreicht werden, ohne Beeinträchtigung des gemein- 
schaftlichen Bestandes der britischen Regierung eine 
Empfehlung an das britische Volk zu ermöglichen, in 
dem anstehenden Referendum für den Verbleib 
Großbritanniens in der Gemeinschaft zu stimmen. 
Von besonderer Bedeutung dabei ist, daß alle Ent- 
scheidungen zugunsten Großbritanniens im Rahmen 
der bestehenden Verträge, also insbesondere ohne 
Änderung der mit den neuen Mitgliedstaaten seiner- 
zeit ausgehandelten Vorschriften über den Beitritt, 
getroffen worden sind. 

Ermutigende Fortschritte sind in Dublin ferner in 
für eine politisch und wirtschaftlich gesicherte Zu- 
kunft unseres Kontinents so bedeutsamen Fragen 
wie der des Abschlusses der KSZE sowie einer 
europäischen und internationalen Zusammenarbeit 
in der Energiepolitik erzielt worden. 

Insgesamt hat die Gemeinschaft im Berichtszeitraum 
durch den erstarkenden Willen zu gemeinsamer 
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Verantwortung eine Belebung erfahren, die sie un- 
geachtet der erwähnten Schwierigkeiten letztlich 
gestärkt aus den krisenhaften Entwicklungen insbe- 
sondere des vergangenen Jahres hervorgehen läßt. 

Dazu ist es allerdings unerläßlich, daß die auf Teil- 
gebieten bereits bestehende Integration durch ge- 
meinschaftliche und durch koordinierte nationale 
Politiken erhalten, abgesichert und weiter vorange- 
trieben wird. In diesem Sinne konnte der Rat in 
verschiedenen Bereichen wichtige Beschlüsse fassen 
und Maßnahmen ergreifen. Die Ergebnisse werden 
im folgenden zusammenfassend dargestellt. Die Ein- 
zelheiten werden in dem angefügten besonderen 
Teil ausgeführt, auf den bei den einzelnen Bereichen 
durch Ziffern verwiesen wird. 


2. Institutionelle Fortentwicklung 

Der Übergang vom „Gipfeltreffen" klassischer Prä- 
gung, wie es zum letzten Male am 9. und 10. Dezem- 
ber 1974 in Paris stattfand, zum „Europäischen Rat " 
hat für die Gemeinschaft neue Perspektiven eröffnet. 
Der neue Arbeitsstil, der bei der ersten Tagung des 
Europäischen Rates in Dublin am 10. und 11. März 
1975 erstmals praktiziert worden ist, hat seine Be- 
währungsprobe bestanden. Insbesondere wird künf- 
tig die Aufhebung der vielfach als künstlich empfun- 
denen Trennung zwischen Gemeinschaftsmaterien 
einerseits und Angelegenheiten der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit (EPZ) andererseits die 
globale Sicht bei den zu treffenden Entscheidungen 
erleichtern. Hervorzuheben ist ferner, daß durch die 
Beteiligung von Kommission und Generalsekretariat 
des Rates der Rahmen der bewährten institutionei- 
len Strukturen auch für den Europäischen Rat erhal- 
ten bleibt (Ziffer 3). 

\ 

Das Ziel, das parlamentarische Element zu stärken, 
hat die Gemeinschaft, hierin tatkräftig von der Bun- 
desregierung unterstützt, weiter verfolgt. Nach dem 
bereits Einigung über erweiterte Haushaltsbefug- 
nisse des Europäischen Parlaments besteht, ist auf 
dem Pariser Treffen der Regierungschefs ein Grund- 
satzbeschluß über die Übertragung bestimmter Be- 
fugnisse im Gesetzgebungsverfahren der Gemein- 
schaften auf das Europäische Parlament gefaßt wor- 
den. Ferner ist das den Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments zustehende Recht, Anfragen an 
den Rat zu richten, auf Materien der EPZ ausgedehnt 
worden. 

Mit dem Grundsatzbeschluß für eine Erweiterung 
der Befugnisse des EP im legislativen Bereich und 
der Betonung seiner Rolle bei der Weiterentwick- 
lung der Europapolitik haben sich langjährige Be- 
strebungen durchgesetzt, die von der Bundesregie- 
rung von Anfang an unterstützt wurden. Es besteht 
die Hoffnung, daß der Beschluß zur Direktwahl der 
Abgeordneten des EP künftig von allen Mitglied- 
staaten unterstützt wird. Die Bundesregierung mißt 
der Verwirklichung dieses Vorhabens zur Festigung 
der demokratischen Basis der Gemeinschaft hohe 
Priorität bei (Ziffer 1). 


Ferner sind Fortschritte in Richtung auf eine größere 
Einheitlichkeit, Straffung und Verbesserung der euro- 
päischen Entscheidungsstrukturen erzielt worden. 
Dazu sollen insbesondere die Einschränkung der 
bisherigen Einstimmigkeitspraxis im Rat sowie die 
Betonung der koordinierenden Rolle des Rates in der 
Besetzung der Außenminister dienen (Ziffer 3). 

Wie die Regierungschefs bei ihrem Treffen im De- 
zember 1974 festgestellt haben, hat ein Prozeß der 
Umwandlung der Gesamtheit der Beziehungen hin 
zur Europäischen Union begonnen. Dieser Prozeß 
soll auch aufgrund einer Gesamtkonzeption geför- 
dert werden, mit deren Vorbereitung der belgische 
Ministerpräsident Tindemans betraut worden ist. 
Erste praktische Schritte sieht die Bundesregierung 
in dem von ihr angeregten Beschluß, die Möglichkeit 
der Schaffung einer Paßunion zu prüfen. 


3. Innerer Ausbau 

Die wirtschaftliche Lage in den Mitgliedstaaten ent- 
wickelte sich weiter uneinheitlich. In mehreren Mit- 
gliedstaaten trafen hohe Inflationsraten mit erheb- 
lichen Zahlungsbilanzdefiziten zusammen, während 
in anderen die Stabilitätspolitik relativ erfolgreich 
war. Zu Jahresbeginn überwogen in der gesamten 
Gemeinschaft die binnenwirtschaftlichen Abschwä- 
chungstendenzen. Zu den schon vorhandenen Un- 
gleichgewichten traten damit ernsthafte Beschäfti- 
gungseinbrüche. 

Die Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft stand daher 
vor einer ungewöhnlich schwierigen Aufgabe. Die 
Pariser Konferenz vereinbarte eine abgestimmte 
Strategie für Überschuß- und Defizitländer zur Wie- 
dergewinnung einer höheren Stabilität und einer 
besseren Beschäftigungslage. Im Sinne dieser Be- 
schlüsse erließ die Bundesregierung ihr „Programm 
stabilitätsgerechter Aufschwung". Inzwischen zeigt 
die Politik zur Bekämpfung der Inflation und der 
äußeren Defizite in mehreren Mitgliedsländern erste 
Erfolge. So konnte u. a. die italienische Regierung 
das im April 1974 verhängte Bardepot auf die Ein- 
fuhren wegen der Verbesserung der Zahlungsbilanz- 
situation am 21. März 1975 wieder aufheben. 

Es besteht Einvernehmen darüber, diese Erfolge 
nicht durch eine globale Wiederbelebung der Wirt- 
schaftstätigkeit zu gefährden, den Beschäftigungs- 
einbrüchen jedoch gezielt zu begegnen (Ziffern 7 
bis 8). 

In der Währungspolitik funktionierte der euro- 
päische Währungs verbünd („kleine Währungs- 
schlange") weiter sehr befriedigend. Die franzö- 
sische und die italienische Währung bewegen sich 
weitgehend parallel. Frankreich trat während seiner 
Präsidentschaft mit Initiativen zum Ausbau der ge- 
meinsamen Währungspolitik hervor. Die Begebung 
von Gemeinschaftsanleihen wurde noch vor Jahres- 
ende beschlossen, und die neue europäische Rech- 
nungseinheit steht in mehreren Bereichen vor der 
Verwirklichung. So einigte sich der Rat am 18. März 
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1975 auf eine neue RE, die im EG-AKP-Abkommen 
angewandt wird. Am 17. Dezember 1974 beschloß 
der Rat, den Italien im Frühjahr 1974 gewährten 
kurzfristigen Währungsbeistand durch einen mittel- 
fristigen Beistand abzulösen (Ziffern 9 bis 11). 

Die Gemeinschaft trat auch in den internationalen 
Währungsbeziehungen geschlossen und aktiv auf. 
Ihr Konzept für die Ölfazilität 1975 des Internatio- 
nalen Währungsfonds setzte sich auf der Washing- 
toner Währungskonferenz im Dezember 1974 durch 
und bildet neben dem gleichzeitig vereinbarten „fi- 
nanziellen Beistandsfonds " der Verbraucherländer 
das Kernstück des Sicherheitsnetzes gegen Öldefi- 
zite. 

Die Regionalpolitik war eines der Hauptthemen der 
Pariser Konferenz. Die Staats- und Regierungschefs 
beschlossen die Einsetzung eines mit 4,75 Mrd. DM 
ausgestatteten Europäischen Regionalfonds für eine 
Versuchsperiode von drei Jahren. Er kann als das 
wichtigste neue Instrument des inneren Ausbaus 
bezeichnet werden. Die umfangreichen Durchfüh- 
rungsarbeiten sind im Rat schnell zum Abschluß ge- 
kommen. Parallel dazu hat die Kommission dem 
Rat ihre Koordinierungsgrundsätze für die natio- 
nalen Regionalbeihilfen vorgelegt. 

Die Bedeutung dieser Beschlüsse geht weit über 
ihre regionalpolitischen Auswirkungen hinaus: Die 
Gemeinschaft gibt ein Beispiel praktischer Solidari- 
tät und eröffnet damit den Weg für deutliche Fort- 
schritte in anderen Bereichen der Integration. Die 
Bundesregierung hat der Errichtung des Regional- 
fonds zugestimmt, da er dazu beitragen kann, die 
Voraussetzungen für eine ausgewogenere Wirt- 
schaftsentwicklung der Gemeinschaft zu schaffen. Da 
die Mittel begrenzt sind, wird sich der Fonds aller- 
dings auf die am stärksten benachteiligten Mitglied- 
staaten konzentrieren (Ziffer 25). 

Der Gemeinsame Agrarmarkt bildet einen wesent- 
lichen Teil des Europäischen Einigungswerks. 
Die Entwicklungen während des Berichtszeitraums 
haben jedoch mehr als je zuvor deutlich gemacht, 
daß seine Funktionsfähigkeit nicht zuletzt von der 
wirtschaftlichen Entwicklung in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten abhängig ist. Die zum Teil erheblichen 
Unterschiede in den Wirtschaftsentwicklungen der 
einzelnen Mitgliedstaaten haben den gemeinsamen 
Agrarmarkt im letzten Halbjahr erheblich belastet. 
Zudem war erstmalig in der Geschichte des Gemein- 
samen Agrarmarktes im Oktober 1974 eine zweite 
Preisanhebung innerhalb eines Wirtschaftsjahres er- 
forderlich, um den Kostensteigerungen in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen. Die Bun- 
desregierung konnte erreichen, daß diese Preisanhe- 
bung in stabilitätspolitisch vertretbaren Grenzen 
gehalten wurde. Auf deutsche Initiative bekräftigten 
die Mitgliedstaaten ferner, bei der Gewährung von 
nationalen Beihilfen die Regeln des Vertrages streng 
einzuhalten. Darüber hinaus erwirkte die Bundes- 
regierung einen Beschluß des Rates, wonach der Rat 
die Anpassung der Gemeinsamen Agrarpolitik auf 
der Grundlage einer von der Kommission zu erar- 
beitenden Bestandsaufnahme prüfen wird. Diese 
Bestandsaufnahme hat die Kommission Ende Februar 
vorgelegt. Der Bundesregierung geht es, wie sie 


in einem eigenen Beitrag zur Bestandsaufnahme 
deutlich gemacht hat, nicht um eine Veränderung 
der Grundlagen der Gemeinsamen Agrarpolitik, an 
denen sie unverändert festhält, sondern um ihre 
verbesserte Handhabung. 

Aufgrund der unterschiedlichen Wirtschaftsentwick- 
lung in den einzelnen Mitgliedstaaten stieß auch die 
Preisfestsetzung für das Wirtschaftsjahr 1975/76 
auf außerordentliche Schwierigkeiten. Erst nach 
mehreren Verhandlungsrunden gelang es dem Rat, 
eine Lösung zu finden, die den Grundsatz der ein- 
heitlichen Preise wahrt, zugleich aber der unter- 
schiedlichen Ausrichtung der Agrarpolitik in den 
einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung trägt. Diese 
Preisverhandlungen haben erneut gezeigt, daß wirk- 
same koordinierte Wirtschafts- und Währungspoli- 
tiken der Mitgliedsländer wesentlich für die Erhal- 
tung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen 
Agrarmarktes sind (Ziffern 29 bis 49). 

Die Energiepolitik ist zu einem zentralen Bereich der 
Gemeinschaftspolitik geworden. 

Die Entschließung des Rates vom 17. September 1974 
über die Ausarbeitung und Durchführung einer ge- 
meinsamen Politik im Energiebereich wurde kon- 
kretisiert durch die Entschließungen des Rates über 
die Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik bis 
1985 und über die zu ihrer Verwirklichung einzulei- 
tenden Maßnahmen. Damit ist eine wichtige poli- 
tische Orientierung für die energiepolitische Stra- 
tegie der Gemeinschaft festgelegt, um deren Zustan- 
dekommen sich die Bundesregierung besonders be- 
müht hat. Es ist nunmehr Aufgabe der Kommission, 
konkrete Vorschläge für die einzelnen Sachentschei- 
dungen vorzulegen. 

Die Bundesregierung hat sich nachdrücklich mit 
Erfolg dafür eingesetzt, daß zwischen der Energie- 
politik der EG einerseits und der Zusammenarbeit 
der westlichen Verbraucherländer in der Inter- 
nationalen Energieagentur (IEA) andererseits kein 
unüberbrückbarer Gegensatz entstanden ist. Dies 
war und ist um so dringlicher, als Frankreich nicht 
Mitglied der IEA und die Gemeinschaft selbst nur 
durch die Kommission als Beobachter in der IEA 
vertreten ist. Durch Beschlüsse im EG-Rahmen und 
eine regelmäßige Abstimmung zwischen den acht in 
der IEA vertretenen EG-Ländern und Frankreich 
gelang es jedoch, den Zusammenhalt der Neun auch 
im internationalen Rahmen zu bewahren. 

Der Europäische Rat hat in Dublin auf Vorschlag 
des Bundeskanzlers einen besonderen ad hoc-Aus- 
schuß aus hohen Regierungsvertretern und der Kom- 
mission eingesetzt, der im Hinblick auf den Dialog 
mit den anderen Verbraucherländern und den Erzeu- 
gerländern die Gesamtthematik aufbereiten und dem 
Rat Vorschläge zur Beschlußfassung vorlegen soll. 
Der Europäische Rat ist darüber hinaus übereinge- 
kommen, zur Vorbereitung der Konferenz erneut 
zusammenzutreten. Hierin dokumentiert sich beson- 
ders augenfällig der Wille der Gemeinschaft, in 
diesem wichtigen Bereich mit einer Stimme zu 
sprechen (Ziffern 50 bis 54). 

Auf dem Gebiet der Forschungs- und Technologie- 
politik konnten im Berichtszeitraum die Beratungen 
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über ein erstes Aktionsprogramm im Bereich der 
wissenschaftlichen und technischen Information und 
Dokumentation soweit abgeschlossen werden, daß 
die Verabschiedung des Programms im Rat in Kürze 
zu erwarten ist. Das im Rahmen der Zusammenarbeit 
zwischen der Gemeinschaft und europäischen Dritt- 
staaten von 16 westeuropäischen Staaten Unterzeich- 
nete Übereinkommen zur Errichtung des Europä- 
ischen Zentrums für mittelfristige Wettervorher- 
sage haben Bundestag und Bundesrat abschließend 
behandelt. Mit der Ratifizierung ist in Kürze zu 
rechnen (Ziffern 60 bis 63). 

In der Umweltpolitik war das herausragende Ereig- 
nis die Tagung des Rates in der Besetzung der für 
Umweltfragen zuständigen Minister im November 
1974, durch dessen Beschlüsse die Durchführung des 
Umweltaktionsprogramms der Gemeinschaft in ein 
konkretes Stadium getreten ist. Auf dieser Tagung 
konnten u. a. Richtlinien über die Qualitätsanforde- 
rungen an Oberflächenwasser für die Trinkwasser- 
gewinnung und für die Altölbeseitigung sowie eine 
Empfehlung zum Verursacherprinzip verabschiedet 
werden. Ferner wurde Einigung darüber erzielt, daß 
die Gemeinschaft der Straßburger Gewässerschutz- 
konvention und der Pariser Konvention zur Verhin- 
derung der Verschmutzung des Meeres vom Lande 
aus beitreten soll. Die Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission haben sich über alle wichtigen internationa- 
len Umweltaktivitäten, an denen sie teilnehmen, 
regelmäßig und eingehend abgestimmt (Ziffern 71 
bis 72). 

In der Sozialpolitik orientierten sich die Arbeiten 
weiter am Sozialpolitischen Aktionsprogramm vom 
21. Januar 1974. So beschloß der Rat die Gründung 
eines Europäischen Zentrums für Berufsbildung mit 
Sitz in Berlin sowie die Errichtung einer Stiftung für 
die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen. Außerdem verabschiedete der Rat Richtlinien 
betreffend Massenentlassungen und gleiches Ar- 
beitsentgelt für Männer und Frauen. 

Die Haushaltsmittel des Europäischen Sozialfonds 
wurden für 1975 auf rd. 1,3 Mrd. DM erhöht. Uber 
die weitere Ausdehnung des Einsatzbereiches für 
den Fonds wird beraten. 

Ein besonderes Anliegen der Gemeinschaft ist die 
Aktivierung der Beteiligung der Sozialpartner an 
ihren Arbeiten. Es ist daher zu begrüßen, daß nach 
der am 16. Dezember 1974 abgehaltenen Sozial- 
konferenz der Ständige Ausschuß für Beschäfti- 
gungsfragen, ein Organ für den Dialog über Be- 
schäftigungsprobleme zwischen Rat, Kommission 
und Sozialpartner, am 17. Februar 1975 nach fast 
zweijähriger Pause erstmals wieder zusammentreten 
konnte (Ziffern 64 bis 68). 

4. Außenbeziehungen 

Ein wichtiges Ergebnis in der allgemeinen Handels- 
politik der EG gegenüber Drittländern war die Ver- 
abschiedung von Verhandlungsleitlinien durch den 
Rat für die Kommission zur Teilnahme an den multi- 
lateralen Handelsverhandlungen im GATT. Durch 
diese Verhandlungsvollmacht, an deren liberaler 
Ausprägung die Bundesregierung maßgeblich betei- 


ligt war, wird die Gemeinschaft in die Lage versetzt, 
aktiv an einer weiteren Liberalisierung des Welt- 
handels mitzuwirken. Die Bundesregierung mißt der 
auf weitere Expansion des Welthandels abzielenden 
Handelsrunde große Bedeutung bei (Ziffer 105). 

Die gemeinsame Handelspolitik kommt nunmehr 
auch gegenüber den Staatshandelsländern voll zur 
Anwendung, nachdem die bilateralen Abkommen 
der Mitgliedstaaten mit diesen Ländern am 31. De- 
zember 1974 abgelaufen sind. Im Hinblick auf dieses 
Datum hat der Rat am 9. November 1974 unter maß- 
geblicher Mitwirkung der Bundesregierung die wie- 
derholt erklärte Bereitschaft zu einer engeren Zu- 
sammenarbeit mit den Staatshandelsländern durch 
die Verabschiedung eines Vertragsschemas konkre- 
tisiert, das den Rahmen für die künftigen Handels- 
abkommen der Gemeinschaft mit den einzelnen 
Staatshandelsländern bilden soll. Die Gemeinschaft 
hat damit ihrerseits die notwendigen Voraussetzun- 
gen für die Aufnahme von Verhandlungen geschaf- 
fen. Darüber hinaus hat der Rat zur Überbrückung 
des seit dem 1. Januar 1975 bestehenden vertrags- 
losen Zustands am 27. März 1975 eine Einfuhrrege- 
lung beschlossen, die weitgehend auf den bisherigen 
Einfuhrregelungen der Mitgliedstaaten aufbaut, und 
die Anwendung der Meistbegünstigung gegenüber 
allen Staatshandelsländern zugesichert. 

Die Bundesregierung hofft, daß auch die im Februar 
1975 aufgenommenen offiziellen Kontakte zwischen 
der EG-Kommission und dem RGW-Generalsekreta- 
riat dazu beitragen, den Weg für eine engere Zu- 
sammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und den 
einzelnen Ländern des RGW zu ebnen (Ziffern 107 
bis 110). 

Mit dem befriedigenden Abschluß der Zollausgleichs- 
verhandlungen konnten die Beziehungen zu den USA 
auf eine von wesentlichen Problemen unbeeinträch- 
tigte Grundlage gestellt werden. In der neuen Kon- 
sultationsrunde zwischen der Kommission und der 
amerikanischen Regierung im Dezember 1974 wurde 
eine Vielzahl gemeinsam interessierender Themen 
behandelt, vor allem Probleme der Energiekrise, der 
Landwirtschaft und der multilateralen Handelsver- 
handlungen. Im Verhältnis der Gemeinschaft zu Ka- 
nada war die Bundesregierung maßgeblich an dem 
Beschluß des Rates vom 15. Oktober 1974 beteiligt, 
der sich für eine Intensivierung der Beziehungen 
zwischen der Gemeinschaft und Kanada aussprach. 
Die Bundesregierung hofft, daß die exploratorischen 
Gespräche der Kommission mit der kanadischen Re- 
gierung über die möglichen Grundlagen eines ver- 
traglichen Bandes zwischen Kanada und der Gemein- 
schaft bald abgeschlossen werden können (Ziffern 
111 und 112). 

Auch die Beziehungen zum Iran sollen neu gestaltet 
werden. Das neue Abkommen soll nach einem Be- 
schluß des Rates vom 12. November 1974 über ein 
einfaches Handelsabkommen hinausgehen und kann 
Präzedenzwirkung für die Gestaltung der Beziehun- 
gen zu anderen Ölförderländern haben (Ziffer 111). 

Mit der Verabschiedung von Verhandlungsmanda- 
ten durch den EG-Rat für die Kommission zur Auf- 
nahme von Handelsvertragsverhandlungen mit Pa- 
kistan, Sri Lanka, Bangladesch und Mexiko wurden 
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die Voraussetzungen dafür geschaffen, die Beziehun- 
gen der Gemeinschaft zu weiteren wichtigen Part- 
nern auf eine vertragliche Grundlage zu stellen 
(Ziffer 111). 

Die Gemeinschaft setzte ihre Bemühungen fort, die 
Beziehungen zu den Ländern des Mittelmeer raums 
im Rahmen eines Gesamtkonzepts neu zu ordnen 
und durch den Abschluß neuer umfassenderer Ab- 
kommen zur wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung und damit zur politischen Stabilität dieser für 
Europa lebenswichtigen Region beizutragen. Dabei 
konnten die Verhandlungen mit Israel abgeschlos- 
sen und das Abkommen paraphiert werden. Die Ver- 
handlungen mit den drei Maghreb-Staaten wurden 
ebenfalls weiter vorangetrieben, so daß nur noch 
wenige, wenn auch wichtige Probleme zu lösen sind. 

Die Förderung der Beziehungen zu den südeuropä- 
ischen Ländern genießt im Rahmen der Mittelmeer- 
politik der Gemeinschaft besondere Priorität. Die 
Bundesregierung hat deshalb die rasche Reaktivie- 
rung des Assoziierungsabkommens zwischen der 
EWG und Griechenland entscheidend gefördert. 
Nachdem mit dem erstmaligen Zusammentreten des 
Assoziationsrates nach siebenjähriger Unterbre- 
chung die Organe der Assoziation Ende 1974 ihre 
Funktion voll wiederaufgenommen haben, richtet 
die Bundesregierung ihre Aufmerksamkeit nunmehr 
besonders auf die Anpassung der Assoziation an 
die inzwischen erfolgte Erweiterung der Gemein- 
schaft (Ziffern 118 bis 121). 

Aufgrund eines von der Bundesregierung nach- 
drücklich unterstützten Ratsbeschlusses vom Novem- 
ber 1974 hat sich die Gemeinschaft zu Verhandlun- 
gen über die Wünsche Portugals hinsichtlich des 
Handels und finanzieller Hilfe bereit erklärt (Zif- 
fer 116). 

Der wichtigste außenpolitische Erfolg der Gemein- 
schaft im Berichtszeitraum war die Neuordnung ihres 
Verhältnisses zu einem wesentichen Teil der Dritten 
Welt. Am 28. Februar 1975 wurden die anderthalb- 
jährigen Verhandlungen der EG mit 46 Entwick- 
lungsländern Afrikas, der Karibik und des pazifi- 
schen Ozeans durch die feierliche Unterzeichnung 
des Abkommens von Lome abgeschlossen. Damit 
konnte unter fast genauer Einhaltung des ursprüng- 
lichen Zeitplans das Vertragswerk zur umfassenden 
Regelung der wirtschaftlichen und entwicklungspoli- 
tischen Beziehungen zwischen der EG und den AKP- 
Staaten fertiggestellt werden. Das neue Abkommen, 
das unter anderem fast alle Staaten Schwarzafrikas 
einschließen wird, gewinnt seine Bedeutung nicht 
nur durch die Weite seines geographischen Anwen- 
dungsbereichs, sondern auch durch den Umfang der 
vorgesehenen Leistungen und die Neuartigkeit ver- 
schiedener darin verankerter Maßnahmen wie der 
einseitigen Gewährung von Handelsvorteilen ohne 
die Verpflichtung zu Gegenleistungen oder des Sy- 
stems zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse. Die Ge- 
meinschsaft leistete mit diesem Abkommen einen 
markanten Beitrag für die Beziehungen zwischen 
Entwicklungs- und Industrieländern und für die Ver- 
besserung ihres Verhältnisses zur Dritten Welt (Zif- 
fer 122). 


Die Bundesregierung ist ferner dafür eingetreten, 
daß die von der Europäischen Gemeinschaft zugun- 
sten der Entwicklungsländer gewährten Allgemeinen 
Zollpräferenzen ausgebaut und verbessert werden, 
um ein regelmäßiges Anwachsen der Einfuhren ins- 
besondere von verarbeiteten Erzeugnissen aus die- 
sen Ländern zu ermöglichen und damit zur Förde- 
rung der Industrialisierung und zur Beschleunigung 
des wirtschaftlichen Wachstums in den Entwick- 
lungsländern beizutragen. Am 1. Januar 1975 sind 
neue Verbesserungen des seit 1. Juli 1971 geltenden 
EG-Präferenzsystems in Kraft getreten. Außerdem 
wurden Maßnahmen getroffen, um das Präferenz- 
angebot verstärkt den am wenigsten entwickelten 
Ländern zugute kommen zu lassen (Ziffer 104). 

Als Schritt auf dem Wege zu einer umfassenden 
weltweiten Entwicklungspolitik der Gemeinschaft ist 
der Beitrag der EG zur Nothilfe aktion der Verein- 
ten Nationen für die durch die Erdölkrise am stärk- 
sten betroffenen Entwicklungsländer anzusehen. Im 
Rahmen dieser Aktion gab die Gemeinschaft zum 
ersten Male zusätzlich zur Nahrungsmittelhilfe Fi- 
nanzhilfe auch an nichtassoziierte Entwicklungslän- 
der (Ziffern 123 bis 124). 

Seit dem 11. November 1974 hat die Gemeinschaft 
Beobachterstatus bei der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen. Damit können Vertreter der 
EG an Ausschußsitzungen der Vollversammlung so- 
wie Konferenzen teilnehmen und sich bei Ausschuß- 
debatten auch zu Wort melden. 


5. Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) 

Die Pariser Konferenz vom 9./10. Dezember 1974 be- 
seitigte einige hinderliche Barrieren auf dem Weg 
zur europäischen Einigung. Vom deutschen Stand- 
punkt besonders begrüßenswert sind die beschlos- 
sene Bewegung auf größere Konvergenz zwischen 
EG und EPZ, die Ausdehnung der EPZ auf alle Be- 
reiche der internationalen Politik, die förmliche 
Übertragung der Außenvertretung der Neun auf die 
Präsidentschaft und die Stärkung der Rolle des Euro- 
päischen Parlaments. Zusammen mit der Bestäti- 
gung, daß die Europäische Union weiterhin Ziel der 
europäischen Einigungsbemühungen bleibt, ermög- 
lichen die Pariser Entscheidungen eine konsequente 
Harmonisierung der Außenpolitik auf dem Weg zur 
Europäischen Union, für deren Verwirklichung die 
Gemeinschaft die Zielvorstellung von 1980 aufrecht- 
erhält. 

Die EPZ bleibt ein von allen neun Mitgliedsländern 
anerkanntes nützliches Instrument außenpolitischer 
Koordination und konzertierter Diplomatie mit 
einem sich weitendem Anwendungsbereich. Sie hat 
sich im Berichtszeitraum nach außen besonders in 
den Einzelbereichen KSZE, Zypern und euro-ara- 
bischer Dialog bewährt. 

Auf dem Gebiet der KSZE wurde das enge Zusam- 
menwirken der Neun zur Vorbereitung starker west- 
licher Positionen bei den Verhandlungen in Genf 
fortgesetzt. Es kommt auch den NATO-Partnern und 
Neutralen zugute, die häufig von den Neun erar- 
beitete Stellungnahmen übernehmen. Der breite Ab- 
stimmungsprozeß, in den die Kenntnisse und Erfah- 


5 



Drucksache 7/3575 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


rungen aller Partner eingebracht werden, hat die Er- 
arbeitung eines gefestigten westlichen Konzepts von 
Entspannungspolitik ermöglicht, das zur wichtigen 
Grundlage einer künftigen gemeinsamen Ostpolitik 
der Neun zu werden verspricht. Beim 1. Treffen des 
Europäischen Rates am 10./11. März 1975 haben die 
Regierungschefs ihrer Entschlossenheit Ausdruck ge- 
geben, durch gemeinsame Anstrengungen mit den 
übrigen beteiligten Staaten einen baldigen Abschluß 
der KSZE auf höchster Ebene zu ermöglichen. 

Die Neun haben seit Ausbruch des Zypern-Konflikts 
eine gemeinsame Haltung erarbeitet und in Abstim- 
mung mit den USA versucht, maßgebend und im 
Sinne einer friedlichen Lösung auf die Streitparteien 
einzuwirken. Enge und direkte Kontakte zwischen 
den neun Außenministern ermöglichten eine schnelle 
Harmonisierung unserer Überlegungen und kon- 


krete gemeinsame Schritte nach außen. Wenn die 
Neun z. Z. auch nicht das politische Gewicht besit- 
zen, um eine derartige Krise vor ihrer Türschwelle 
zu verhindern, so hatte ihr gemeinsames Auftreten 
doch einen spürbaren Einfluß auf die Haltungen 
und Überlegungen der beteiligten Staaten. 

Mit dem euro-arabischen Dialog wird die langfristige 
Zusammenarbeit zwischen zwei Nachbarregionen an- 
gestrebt, deren wirtschaftliche Strukturen sich ergän- 
zen. Die Vorbereitung auf westlicher Seite macht 
gute Fortschritte. Die arabischen Länder haben durch 
ihre Forderung nach Beteiligung der PLO den Über- 
gang in die zweite Phase bisher allerdings verzögert. 
Die irische Präsidentschaft ist auf der Grundlage 
eines Kompromißvorschlags der Neun gegenwärtig 
um Deblockierung des Gedankenaustausches be- 
müht. 
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A. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 


i. Institutionelle Fragen 


Europäisches Parlament (EP) 

1. Die Staats- und Regierungschefs der Mitglied- 
staaten einigten sich auf ihrer Konferenz am 9./10. 
Dezember 1974 in Paris darauf, daß nach den Kon- 
trollbefugnissen auf dem Haushaltssektor auch die 
gesetzgeberischen Befugnisse des EP erweitert wer- 
den sollen. Ab 1978 soll das Europäische Parlament 
direkt gewählt werden. 

Das Europäische Parlament hat inzwischen einen 
neugefaßten Vertragsentwurf über die Einführung 
der Direktwahl ab 1978 beschlossen. Danach soll das 
EP künftig 355 Mitglieder umfassen. Im einzelnen 
würden auf die Bundesrepublik Deutschland 71, 
Großbritannien 67, Frankreich 65, Italien 66, die Nie- 
derlande 27, Belgien 23, Dänemark 17, Irland 13 und 
Luxemburg 6 Sitze entfallen. In einer Übergangs- 
phase wären noch Doppelmandate zulässig. Außer- 
dem sollen die ersten Wahlen noch nach dem in den 
einzelnen Mitgliedstaaten jeweils geltenden Wahl- 
recht durchgeführt werden. Ein einheitliches propor- 
tionales Wahlsystem soll erst danach eingeführt 
werden. Die Bundesregierung mißt dem vom Euro- 
päischen Parlament beschlossenen Vertragsentwurf 
über die Direktwahl große Bedeutung bei. Er wird 
bei den Vorarbeiten für die Ergänzung der Gemein- 
schaftsverträge zur Einführung der Direktwahl die 
Grundlage darstellen. 

Als Nachfolger des holländischen Liberalen Cornelis 
Berkhouwer hat das EP am 11. März 1975 den fran- 
zösischen Sozialisten Georges Spenale zu seinem 
neuen Präsidenten gewählt. 


Kommission 

2. Der Rat stimmte am 11. November 1974 einer 
Verlängerung der Amtszeit von Kommissionspräsi- 
dent Ortoli um zwei Jahre zu. Seine Amtszeit wäre 
sonst am 31. Dezember 1974 ausgelaufen. 

Im November 1974 trat Herr Brunner die Nachfolge 
von Kommissar Dahrendorf in der Kommission an. 
Kommissar Brunner vertritt die Bereiche Forschung, 
Wissenschaft, Bildung und Statistik. 


Rat 

3. Am 1. Januar 1975 ging der Vorsitz turnusmäßig 
von Frankreich auf Irland über. 

Die Staats- und Regierungschefs beschlossen auf 
ihrer Konferenz am 9./10. Dezember 1974, daß sie 


künftig jährlich dreimal als „Europäischer Rat" Zu- 
sammentreffen wollen. Der erste Rat dieser Art fand 
am 10./11. März 1975 in Dublin statt. 

Darüber hinaus kamen die Staats- und Regierungs- 
chefs überein, daß das Einstimmigkeitsprinzip im 
Rat aufgelockert und Durchführungs- und Verwal- 
tungsbefugnisse vermehrt auf die Kommission über- 
tragen werden sollen. 


Europäischer Gerichtshof 

4. Die Vorschläge, die der Gerichtshof der Europä- 
ischen Gemeinschaften anläßlich des Beitritts der 
neuen Mitgliedstaaten zur dadurch notwendig ge- 
wordenen Änderung seiner Verfahrensordnung und 
des Artikels 165 EWG-Vertrag (Besetzung des Ge- 
richts) vorgelegt hat, wurden auf der Ratstagung der 
Justizminister am 26. November 1974 verabschiedet 
Nunmehr kann der Gerichtshof unter bestimmten 
Voraussetzungen in Zukunft auch Vorabentschei- 
dungsersuchen nationaler Gerichte an Kammern ver- 
weisen, wenn es sich um technische Fragen oder 
solche handelt, für die bereits eine Spruchpraxis 
vorliegt. 

5. Während des Berichtszeitraumes ergingen einige 
für die Fortbildung des Gemeinschaftsrechts bedeut- 
same Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs! 

Hierbei nahm die Rechtsprechung zu den Grundfrei- 
heiten des Gemeinschaftsbürgers einen wichtigen 
Rang ein. In Ergänzung seiner Entscheidung zur 
direkten Anwendbarkeit der Bestimmungen über die 
Niederlassungsfreiheit (Rechtssache 2/74 — vgl. den 
voraufgegangenen Halbjahresbericht 1974) hat der 
EuGH nunmehr auch den Umfang der Dienstlei- 
stungsfreiheit verdeutlicht: Danach verstößt es ge- 
gen Artikel 59 ff. des EWG-Vertrages, wenn Mit- 
gliedstaaten die grenzüberschreitende Tätigkeit 
Selbständiger aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
oder des Wohnsitzes verbieten oder behindern. Auf 
dem Gebiet der Arbeitnehmerfreizügigkeit hat der 
Gerichtshof entschieden, daß die Ausweisung eines 
Wanderarbeitnehmers aus einem Mitgliedstaat, so- 
weit sie aus generalpräventiven Gründen (zum 
Zwecke der Abschreckung anderer Ausländer) er- 
folgt, unzulässig ist; ausschlaggebend für derartige 
Maßnahmen darf nach der EG-Richtlinie über Ein- 
reise und Aufenthalt von Ausländern nur das „per- 
sönliche Verhalten" des Betroffenen sein (Rechts- 
sache 67/74). 

Weitere Entscheidungen des EuGH betrafen den 
Ausbau des freien Warenverkehrs in der Gemein- 
schaft. — Der Gerichtshof hat erneut bestätigt, daß 
die Ausübung gewerblicher Schutzrechte nicht zur 
Errichtung neuer Handelsschranken führen darf. Mit 
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Artikel 30 ff. ist es nicht zu vereinbaren, wenn Pa- 
tent- oder Warenzeicheninhaber die ihnen im natio- 
nalen Recht der Mitgliedstaaten eingeräumten Befug- 
nisse zu handelspolitischen Zwecken mißbrauchen 
und somit zur Abschottung der Binnenmärkte bei- 
tragen. Ein solcher Mißbrauch ist nach der Rechtspre- 
chung des EuGH gegeben, wenn der Inhaber eines 
Schutzrechtes in einem Staat den Vertrieb eines Er- 
zeugnisses unterbindet, das in einem anderen Mit- 
gliedstaat unter dem betreffenden Schutzrecht mit 
seiner Zustimmung in Verkehr gebracht worden ist 
(Rechtssache 15 und 16/74). — Der EuGH hat ferner 
entschieden, daß die im deutschen Weingesetz vom 
14. Juli 1971 enthaltene Bezeichnungsregelung, wo- 
nach ausschließlich in Deutschland hergestellte Er- 
zeugnisse die Bezeichnungen „Sekt" und „Wein- 
brand" führen und nur solche Schaumweine sich 
„Prädikatssekt 11 nennen dürfen, bei denen deutsche 
Grundweine verarbeitet worden sind, mit dem Ge- 
meinschaftsrecht, insbesondere mit Artikel 30, nicht 
vereinbar ist. Die Reservierung von Gattungsbe- 
zeichnungen widerspricht dem Grundsatz des freien 
Warenverkehrs (Rechtssache 12/74). 

Die von der Bundesrepublik im Jahre 1968 aus kon- 
junkturpolitischen Gründen verfügte sogenannte 
„Ersatzaufwertung 11 (teilweise umsatzsteuerliche Be- 
lastung der Ausfuhr und teilweise umsatzsteuerliche 
Entlastung der Einfuhr) ist nach einem weiteren Ur- 
teil des Gerichtshofs mit dem EWG-Vertrag verein- 
bar (Rechtssache 27/74). Desgleichen hat der Ge- 
richtshof die Gültigkeit des „Protokolls über den in- 
nerdeutschen Handel und die damit zusammenhän- 
genden Fragen 11 , auf dem der Sonderstatus des in- 
nerdeutschen Handels beruht, mit einem weiteren im 
Berichtszeitraum ergangenen bedeutsamen Urteil be- 
stätigt (Rechtssache 14/74). 


Veröffentlichungspraxis und äußere Gestaltung 
des Gemeinschaftsrechts 

6 . Der am 26. November 1974 zum zweiten Mal als 
Justizministerrat tagende Ministerrat nahm sich der 
Fragen der äußeren Gestaltung des Amtsblattes, des 
Verfahrens bei der Berichtigung von Rechtsakten der 
Gemeinschaft sowie der Kodifizierung häufig geän- 
derter und unübersichtlich gewordener Rechtstexte 
an und beschloß, die zuständigen Organe der EG um 
entsprechende Vorschläge und Berichte bis späte- 
stens 1. Mai 1975 zu bitten. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 


Wirtschafts- und Währungsunion 

7 . Während des Winterhalbjahres 1974/75 trat die 
Diskussion über die Gestaltung der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) mit Rücksicht auf die Ge- 
spräche mit Großbritannien im Gemeinschaftsrah- 
men in den Hintergrund. Jedoch haben sich die Re- 


gierungschefs auf der Konferenz am 9. und 10. De- 
zember 1974 in Paris erneut gemeinsam zu den Zie- 
len bekannt, die sie sich auf der Pariser Gipfelkon- 
ferenz 1972 für die Wirtschafts- und Währungsunion 
gesetzt hatten. 


Konjunkturpolitik 

8. Im Berichtszeitraum verlagerten sich die Akzente 
in der Wirtschafts- und Finanzpolitik insgesamt von 
der vorrangigen Bekämpfung der Inflation zu einer 
Politik, die Inflationsbekämpfung und Beschäfti- 
gungsstabilisierung als gleichrangige Ziele verfolgt. 
Die Regierungschefs haben auf der Pariser Gipfel- 
konferenz am 9. und 10. Dezember 1974 gemeinsame 
Orientierungen für die Konvergenz einer auf diese 
Ziele auszurichtenden nationalen Wirtschaftspolitik 
beschlossen. Diese Orientierungen sehr vor, daß die 
Mitgliedstaaten mit Zahlungsbilanzüberschuß eine 
Wirtschaftspolitik betreiben sollen, die die Inlands- 
nachfrage anregt und durch die ein hohes Beschäfti- 
gungsniveau erhalten wird, ohne daß dabei neue 
inflationäre Impulse geschaffen werden. Ein solches 
Vorgehen soll es auf der anderen Seite Ländern mit 
erheblichem Zahlungsbilanzdefizit erleichtern, ohne 
Rückgriff auf protektionistische Maßnahmen eine 
Politik zu betreiben, die eine Verbesserung der Zah- 
lungsbilanz, ein zufriedenstellendes Beschäftigungs- 
niveau sowie eine Stabilisierung der Kosten sicher- 
stellt. 

Zur Umsetzung dieser Orientierungen in die poli- 
tische Praxis hat der Rat der Wirtschafts- und Finanz- 
minister am 18. März 1975 die wirtschaftspolitischen 
Leitlinien für das Jahr 1975 den neuen Erfordernis- 
sen der Wirtschaftsentwicklung angepaßt. Danach 
sollen globale Expansionsmaßnahmen in den Defizit- 
ländern weiterhin unterbleiben; statt dessen sollen 
diese Länder mit selektiven Stützungsmaßnahmen 
die Beschäftigung ankurbeln und zugleich die not- 
wendigen strukturellen Anpassungsprozesse för- 
dern. 

Die Bundesregierung konnte damit die EG-Partner 
weitgehend für ihre Auffassung gewinnen, daß einer 
kontinuierlichen Stabilitätsorientierung der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik zur Sicherstellung der ma- 
teriellen Kohärenz der nationalen Wirtschaftspoli- 
tiken in der Gemeinschaft ein hoher Rang zukommt, 
und zwar für Uberschuß- wie Defizitländer. Denn 
nur eine solche dauerhafte Stabilitätsorientierung 
kann auf Dauer einen hohen Beschäftigungsstand 
sichern und die Konkurrenzfähigkeit der Defizit- 
länder auf den Auslandsmärkten verbessern, die zur 
nachhaltigen Zahlungsbilanzsanierung erforderlich 
bleibt. 


Währungspolitik 

9 . Die Aktivitäten im Bereich der europäischen 
Währungspolitik konzentrierten sich im Berichtszeit- 
raum im wesentlichen auf die Schaffung von Zah- 
lungsbilanzhilfen, insbesondere für Mitgliedstaaten 
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mit ölbedingten Zahlungsbilanzdefiziten, sowie auf 
die Harmonisierung der in der Gemeinschaft ver- 
wendeten Rechnungseinheiten. 

Der durch die Ölkrise noch verschärften Verschlech- 
terung der Zahlungsbilanzen einiger Mitgliedstaa- 
ten soll durch eine gemeinschaftliche Kreditaufnah- 
me außerhalb der Gemeinschaft, insbesondere bei 
den ölproduzierenden Staaten, begegnet werden. 
Der Rat verabschiedete zu diesem Zweck am 21. Ok- 
tober 1974 eine Rahmenverordnung und am 19. De- 
zember 1974 eine Durchführungsverordnung über 
Gemeinschaftsanleihen. Danach kann die Gemein- 
schaft Mittel bis zu 3 Mrd. US-$ einschließlich Zin- 
sen mit einer Mindestlaufzeit von fünf Jahren auf- 
nehmen. Die Weitergabe der Mittel ist an strenge 
wirtschaftspolitische Auflagen gebunden, die der 
kreditnehmende Mitgliedstaat zur Verbesserung 
seiner Zahlungsbilanz eingehen muß. Nach Abschluß 
der innerparlamentarischen Gesetzgebungsverfah- 
ren in den Mitgliedstaaten sind beide Verordnungen 
am 17. Februar 1975 in Kraft getreten. Bisher hat 
noch kein Mitgliedstaat einen Antrag auf Inan- 
spruchnahme aus dieser Finanzierungsmöglichkeit 
gestellt. 

10 . Der Italien im Frühjahr 1974 gewährte kurz- 
fristige Beistand ist nach zweimaliger Verlängerung 
am 17. Dezember 1974 in einen mit wirtschaftspoliti- 
schen Auflagen versehenen mittelfristigen Beistand 
umgewandelt worden. Die italienische Wirtschafts- 
lage und die wirtschaftspolitischen Auflagen werden 
periodisch überprüft. 

11. Der französische Vorschlag, die in der Gemein- 
schaft in den verschiedenen Anwendungsbereichen 
verwendeten Rechnungseinheiten durch die Schaf- 
fung einer europäischen Währungskorb-Rechnungs- 
einheit zu vereinheitlichen, ist in den zuständigen 
Gemeinschaftsgremien geprüft worden. Auf der 
Grundlage des Prüfungsergebnisses beschloß der 
Rat am 18. März 1975 die neue europäische Wäh- 
rungskorb-RE in dem Anwendungsbereich Europä- 
ischer Entwicklungsfonds einzuführen. Gleichzeitig 
hat der Gouverneursrat der Europäischen Investi- 
tionsbank beschlossen, die neue europäische Wäh- 
rungskorb-RE als Zwischenlösung bis zur endgülti- 
gen Satzungsänderung anzuwenden. Der Rat ge- 
langte zu der Auffassung, daß die Einführung des 
neuen RE-Typs in den übrigen Anwendungsberei- 
chen noch weiterer Prüfungen bedarf. 


Haushalt der EG 

12 . Der EG-Haushalt 1975 (einschließlich des Ent- 
wurfs des 1. Nachtrags für den Regionalfonds) be- 
läuft sich auf 5 977,4 Millionen RE = 21 877,3 Millio- 
nen DM. Gegenüber dem Haushalt 1974 bedeutet 
dies eine Steigerung um 772,4 Millionen RE = rd. 
12,9 °/o. 

Die wesentlichen Ausgabeblöcke sind (in Millionen 
RE und in v. H. — 1 RE = 3,66 DM) : 


EAGFL, Garantie 

3 980,4 Millionen RE - rd. 66,6 %> 

EAGFL, Ausrichtung 

325.0 Millionen RE = rd. 5,4 °/o 

Verwaltungs ausgaben 

438,7 Millionen RE = rd. 7,3 °/o 

Sozialfonds 

369,3 Millionen RE = rd. 6,2 °/o 

Ausgaben für die Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 

229,6 Millionen RE = rd. 3,8 % 

Pauschale Erstattung der Kosten 
für die Erhebung der eigenen Mittel 

389.0 Millionen RE = rd. 6,5 % 

Von den durch die neun Mitgliedstaaten der EG zur 
Deckung des Haushalts aufzubringenden Mitteln 
hat die Bundesrepublik Deutschland 28,0659 % 
= rd. 6 140 Millionen DM zu tragen. 

Die EG-Kommission hat bereits den Vorentwurf 
eines 2. Nachtragshaushalts (Sofortmaßnahme der 
VN) vorgelegt und weitere angekündigt (Agrarbe- 
schlüsse, Forschung). 


Korrekturmechanismus 

13 . Der Europäische Rat hat am 10./11. März 1975 
in Dublin die Einführung eines Korrekturmechanis- 
mus beschlossen, durch den die finanzielle Belastung 
eines Mitgliedstaates unter folgenden Voraussetzun- 
gen ermäßigt wird: 

Beträgt der Finanzierungsanteil eines Mitgliedstaa- 
tes, dessen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf unter 
85 °/o des Gemeinschaftsdurchschnitts liegt, mehr als 
110% des prozentualen Anteils dieses Landes am 
Bruttoinlandsprodukt der Gemeinschaft, so wird ihm 
die Differenz zwischen Finanzierungsanteil und An- 
teil am Bruttoinlandsprodukt nach einer bestimmten 
Berechnungsmethode teilweise erstattet, sofern nicht 
die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts pro 
Kopf in dem betreffenden Land real mehr als 120 % 
des Gemeinschaftsdurchschnitts beträgt. Der Aus- 
gleichsbetrag unterliegt außerdem einer Höchst- 
grenze von 250 Millionen RE. Wächst das Volumen 
des Gemeinschaftshaushalts auf über 8 Mrd. RE an, 
so beträgt die Höchstgrenze 3 % des Ausgabenvolu- 
mens. 

Mitgliedstaaten, die Nettoempfänger aus dem EG- 
Haushalt sind, haben keinen Ausgleichsanspruch, 
Hat die laufende Zahlungsbilanz des betreffenden 
Mitgliedstaates über einen gleitenden Drei- Jahres- 
durchschnitt hinweg einen Überschuß, so bezieht 
sich die Korrektur nur noch auf den Unterschied 
zwischen dem Anteil dieses Mitgliedstaates am Mehr- 
wertsteueraufkommen für den Gemeinschaftshaus- 
halt und seinem Anteil am Bruttoinlandsprodukt der 
Gemeinschaft. 

Der Ausgleichsbetrag wird im Gemeinschaftshaus- 
halt auf der Ausgabeseite veranschlagt und an den 
ausgleichsberechtigten Mitgliedstaat ausgezahlt. Die- 
ser muß sich folglich an der Aufbringung des Aus- 
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gleichsbetrags mit seinem Finanzierungsanteil am 
Gemeinschaftshaushalt beteiligen. 

Der Korrekturmechanismus soll für einen Versuchs- 
zeitraum von sieben Jahren Anwendung finden. 


III. Wettbewerbspolitik 


Absprachen und Marktmacht 

14 . Der Rat hat am 26. November 1974 die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2988/74 über die Verfolgungs- und 
Vollstreckungsverjährung im Verkehrs- und Wett- 
bewerbsrecht der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft erlassen. Die Fristen für die Verfolgungs Ver- 
jährung betragen bei Zuwiderhandlungen gegen 
Vorschriften über Anträge oder Anmeldungen, die 
Einholung von Auskünften und die Vornahme von 
Nachprüfungen drei Jahre, in den übrigen Fällen 
fünf Jahre. Die Verordnung regelt ferner die Un- 
terbrechung und das Ruhen der Verfolgungs Verjäh- 
rung und die Vollstreckungs Verjährung. Mit dieser 
seit dem 1. Januar 1975 geltenden Regelung ist ein 
weiterer Schritt zum Ausbau der Rechtsstaatlichkeit 
in Wettbewerbsverfahren getan. 

15 . Die Kommission hat erstmals über die Verein- 
barkeit eines selektiven Vertriebssystems in der 
Krafafthrzeugindustrie mit Artikel 85 EWGV ent- 
schieden. In der Entscheidung vom 13. Dezember 
1974 („Bayerische Motoren Werke AG") stellte sie 
die von BMW in der Bundesrepublik Deutschland 
einheitlich angewandten Direkthändler- und Händ- 
lerverträge vom Kartellverbot unter Auflagen frei. 
Die Vereinbarkeit selektiver Vertriebssysteme mit 
den Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages hat da- 
durch in der Entscheidungspraxis der Kommission 
eine weitere Klärung gefunden. 


Beihilfen 

16 . Die Kommission hat mit dem „Gemeinschafts- 
rahmen für staaatliche Umweltschutzbeihilfen" vom 
6. November 1974 den Mitgliedstaaten die Kriterien 
mitgeteilt, nach denen sie die Vereinbarkeit von 
Beihilfen für Umweltschutzmaßnahmen beurteilt. Da- 
nach wird sie ab 1981 nur noch Forschungs- und In- 
vestitionsbeihilfen zugunsten bestimmter Wirt- 
schaftszweige oder -gebiete, für eine Ubergangs- 
phase bis 1980 auch generelle Investitionsbeihilfen 
zulassen. Mit den „Gemeinschaftsrahmen" wird das 
Verursacherprinzip auch in der Beihilfepraxis der 
Kommission verankert; zugleich ermöglicht er der 
Bundesrepublik, entgegen anfänglichen Bedenken 
der Kommission, Abschreibungsbegünstigungen für 
Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz dienen 
(§ 7 d des Einkommensteuergesetzes), in verbesser- 
ter Form bis 1980 zu verlängern. 


17 . Die Kommission hat dem Rat am 27. Februar 
eine Mitteilung über Regionalbeihilfen zugeleitet. 
In Fortentwicklung der Mitteilung von 1971, die nur 
für die Zentralgebiete der Gemeinschaft galt, enthält 
sie Koordinierungsgrundsätze für alle Gebiete der 
Gemeinschaft, insbesondere unterschiedliche Bei- 
hilfehöchstgrenzen für vier Gebietskategorien und 
Transparenzregeln. Die neuen Koordinierungsgrund- 
sätze sind das notwendige Gegenstück zum Regio- 
nalfonds. Gemeinschaftsdisziplin und die mit dem 
Regionalfonds bewiesene Gemeinschaftssolidarität 
ergänzen sich gegenseitig. Die Grundsätze, die zu- 
nächst für drei Jahre gelten, sind jedoch hinreichend 
flexibel und entsprechen dem britischen Wunsch, die 
Regionalförderung im wesentlichen unverändert bei- 
behalten zu können. Wie schon 1971, sollen die Ko- 
ordinierungsgrundsätze durch eine parallele Ent- 
schließung der Mitgliedstaaten politisch bekräftigt 
werden. 

18 . Die zweite Richtlinie über Beihilfen für den 
Schiffbau wurde erneut (bis Mitte 1975) verlängert, 
da die Verabschiedung einer weiterführenden dritten 
Richtlinie an grundsätzlichen Meinungsverschieden- 
heiten über Ziele und Instrumente einer europä- 
ischen Schiffbaupolitik scheiterte. 


IV. Steuerpolitik 

19 . Im Mittelpunkt der Arbeiten an der Steuerhar- 
monisierung standen, wie bisher auch schon die 
Verbrauchsteuern, die Mehrwertsteuer, die Gesell- 
schaftsteuer, Teilbereich der direkten Steuern sowie 
das Verfahrens recht. Für die Harmonisierung des 
steuerlichen Verfahrensrechts kommt der Ratsent- 
schließung vom 20. Februar 1975 über die Intensivie- 
rung der Zusammenarbeit der nationalen Steuerver- 
waltungen besondere Bedeutung zu. Darin haben 
alle EG-Mitgliedstaaten ihren Willen bekundet, die 
Zusammenarbeit nach Kräften zu fördern und an 
einem raschen Abschluß der Harmonisierungsbemü- 
hungen auf diesem Gebiet mitzuwirken. 


Indirekte Steuern 


Umsatzsteuer 

20 . Der Vorschlag einer 6. Richtlinie zur Harmoni- 
sierung der Umsatzsteuern hat verschiedene Grund- 
satzfragen aufgeworfen, von denen einige dem Rat 
in seiner Tagung am 19. Dezember 1974 vorgelegt 
worden sind. Es handelt sich um folgende Probleme: 

— Einbeziehung der Grundstücksumsätze in die 
Mehrwertsteuer, 

— Verbot sehr niedriger Steuersätze, die zu lau- 
fenden Steuererstattungen führen, 

— Frist für die Beibehaltung von Nullsätzen, 
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— Sonderregelung für Kleinunternehmer (insbeson- 
dere Höhe der Grenzen), 

— Pauschalregelung für die Land- und Forstwirt- 
schaft (insbesondere Höhe der Vorsteuerpau- 
schale). 

Der Rat hat in der genannten Sitzung über die ihm 
vorgelegten Fragen noch nicht entschieden, son- 
dern sie zur Klärung einiger Vorfragen, die die Er- 
hebung der eigenen Einnahmen der EG aus der 
Mehrwertsteuer betreffen, an den Ausschuß der 
Ständigen Vertreter zurückverwiesen. Er beabsich- 
tigt. die Grundsatzfragen später wieder aufzugrei- 
fen. 


Verbrauchsteuern 

21 . Dem Rat ist im Dezember 1974 ein Bericht vor- 
gelegt worden, der sich mit Grundsatzfragen befaßt, 
die das Richtlinienpaket der Kommission zur Ver- 
brauchsteuerharmonisierung aufwirft. Die Beratun- 
gen des Richtlinienpaketes können nach Ansicht der 
Bundesregierung nur dann erfolgreich fortgeführt 
werden, wenn die Fragen zuvor politisch auf der 
Ebene des Rates erörtert werden. Es handelt sich 
dabei um folgende Probleme: 

Auswahl der zu harmonisierenden Verbrauch- 
steuern — die Kommission hat Verbrauchsteuern 
auf Mineralöle, Tabakerzeugnisse, Alkohol, Bier 
und Wein vorgeschlagen — , 

Beseitigung anderer Verbrauchsteuern als der 
obengenannten, 

Besteuerungsreform für eine harmonisierte Ver- 
brauchsteuer auf Bier: Fertigfabrikatsteuer oder 
Würzesteuer?, 

Umfang der Harmonisierung während der ersten 
Phase: Sollen in der ersten Phase auch bereits die 
Harmonisierung der Anzahl der Steuersätze, der 
Steuerermäßigungen und -befreiungen in Angriff 
genommen werden? 

Der Rat hat über diese Probleme noch nicht entschie- 
den. 


Verkehrsteuern 

22 . Auf dem Gebiet der Gesellschaftsteuer hat der 
Rat am 7. November 1974 eine Richtlinie zur Ände- 
rung von Artikel 5 Abs. 2 der Richtlinie betreffend 
die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Ka- 
pital angenommen. Durch diese Änderung wird die 
bisher vorgeschriebene Mindestbesteuerung nach 
dem Wert der Gesellschaftsrechte, die insbesondere 
bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen zu einer 
überhöhten Belastung geführt hat, ausgeschlossen. 


Steuerbefreiungen für Waren in Kleinsendungen 
nichtkommerzieller Art 

23 . Der Rat hat am 19. Dezember 1974 eine Richt- 
linie über Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von 


Waren in Kleinsendungen nichtkommerzieller Art 
innerhalb der Gemeinschaft erlassen. Steuerfrei sind 
danach private Geschenksendungen mit Waren bis 
zu einem Wert von 40 Rechnungseinheiten. Für 
hochsteuerbare Waren kann die Steuerfreiheit aus- 
geschlossen oder verringert werden. Die Mitglied- 
staaten wenden diese Richtlinie ab 1. April 1975 an. 


Direkte Steuern 

24 . Die Bemühungen im Bereich der Steuerflucht- 
bekämpfung konzentrierten sich auf die Ausarbei- 
tung einer gemeinsamen Rechtsgrundlage für den 
zwischenstaatlichen Austausch von Auskünften und 
andere Formen der Zusammenarbeit zwischen den 
Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten. Ihr großes 
politisches Gewicht wurde durch die Entschließung 
des Rates vom 7. Februar 1975 unterstrichen. Darin 
hat der Rat die Notwendigkeit anerkannt, die zwi- 
schenstaatliche Zusammenarbeit zu verstärken und 
den neuen Formen der Steuerflucht und Steuerum- 
gehung anzupassen. Dabei sollte allerdings gewähr- 
leistet bleiben, daß die übermittelten Informationen 
nicht an Unbefugte weitergegeben werden und die 
Grundrechte und Verfahrensgarantien der Betroffe- 
nen gewahrt bleiben. 


V. Strukturpolitik 


Regionalpolitik 

25 . Die Ratsbeschlüsse vom 18. März 1975 sind der 

Beginn einer effizienten Regionalpolitik auf Gemein- 
schaftsebene: 

— Die Mitgliedstaaten haben nicht nur anerkannt, 
daß ihnen der EWG-Vertrag die Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur zur gemein- 
samen Aufgabe gemacht hat; sie haben sich auch 
auf ein Entwicklungsziel festgelegt: die Förde- 
rung des wirtschaftlichen Wachstums bestimmter 
europäischer Regionen. 

— Ebenso wie im nationalen Rahmen wird die 
Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen als 
wichtigstes Kriterium, nach dem strukturverbes- 
sernde Maßnahmen auszurichten sind, auch auf 
europäischer Ebene anerkannt. 

— Mit der Orientierung an den Arbeitsplätzen ist 
zugleich der Ansatz für eine Erfolgskontrolle ge- 
geben, an der wir - — als das Land, das den größ- 
ten Teil der Fondsmittel aufbringt — besonderes 
Interesse haben müssen. 

— Eine weitere wichtige Voraussetzung für die 
Effizienz regionalpolitischer Maßnahmen ist die 
Aufstellung regionaler Entwicklungsprogramme, 
aus denen sich Ziele, Maßnahmen und Mittelein- 
satz für die einzelne Region ergeben. Alle Mit- 
gliedstaaten haben sich zur Aufstellung solcher 
Programme, die in Deutschland bereits seit Jah- 
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ren ein wesentliches Merkmal der regionalen 
Wirtschaftspolitik sind, verpflichtet. 

— Durch strikte Beschränkung der Intervention des 
Europäischen Regionalfonds auf Fälle mit hohem 
strukturpolitischen Wert soll gewährleistet wer- 
den, daß die Hilfe des Fonds nicht zu einem all- 
gemeinen Finanzausgleich — dem bloßen Mittel- 
transfer von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat ohne 
strukturpolitische Zweckbindung — entartet. 

— Die Hilfe des Europäischen Regionalfonds wird 
in einem dezentralisierten Verfahren gewährt, 
das dem in Deutschland bewährten Verfahren der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" insofern entspricht. 


Industriepolitik 

26 . Der Rat hat am 4. März 1975 eine Entschließung 
über die Industriepolitik auf dem Gebiet der Luft- 
fahrtindustrie gebilligt. Sie sieht zur Koordinierung 
der Politik der Mitgliedstaaten insbesondere Kon- 
sultationen und gegenseitige Abstimmung neuer 
Programme für Zivilluftfahrzeuge und der dafür ge- 
währten staatlichen Beihilfen vor. Daneben soll — 
u. a. durch die Beseitigung rechtlicher Hindernisse, 
die einer Annäherung zwischen Unternehmen der 
Luftfahrtindustrie entgegenstehen — eine bessere 
Industriestruktur angestrebt werden, um die Wett- 
bewerbsfähigkeit der europäischen Industrie auf 
dem Weltmarkt zu gewährleisten. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß die Gemeinschaft 
damit einen ersten Schritt zu einer gemeinsamen 
Politik auf diesem wichtigen Sektor getan hat. Auch 
die Ziele der deutschen Luft- und Raumfahrtindu- 
striepolitik lassen sich nur in größerem europäischen 
Zusammenhang verwirklichen. 

27 . Die Kommission hat dem Rat im Januar 1975 
ein Aktionsprogramm auf dem Gebiet des Bau- 
wesens vorgelegt. Dieses Programm, dem wegen des 
hohen Anteils der Bauwirtschaft am Bruttosozialpro- 
dukt große Bedeutung für die Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes zukommt, hat drei Schwer- 
punkte: 

— Beseitigung rechtlich technischer Handelshemm- 
nisse im Bauwesen, 

— Erarbeitung von Bauvorausschätzungen auf der 
Basis vergleichbarer Daten, 

— Intensivierung der Zusammenarbeit in der Bau- 
forschung. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen 
der Kommission und erwartet insbesondere von der 
Harmonisierung der technischen Vorschriften lang- 
fristig einen verstärkten Austausch von Bauleistun- 
gen innerhalb der Gemeinschaft. 


Europäische Investitionsbank (EIB) 

28 . Die EIB hat im Jahre 1974 ein Finanzierungs- 
volumen von fast 1 Mrd. RE erreicht. 84 Darlehens- 


verträge für Projekte in der Gemeinschaft und den 
assoziierten Staaten über einen Gesamtbetrag von 
995 Millionen RE wurden unterzeichnet. Gegenüber 
dem Vorjahr (Gesamtbetrag 816 Millionen RE) hat 
das Finanzierungsvolumen um 22% zugenommen. 
Der Schwerpunkt lag wieder bei Projekten der Ener- 
gieversorgung und Infrastruktur. 

Auf Unternehmen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land entfielen davon sieben Darlehen im Gesamtbe- 
trag von 90,0 Millionen RE. Im Berichtszeitraum 
haben deutsche Firmen angesichts steigender Zins- 
sätze der EIB keine Darlehen der EIB mehr in An- 
spruch genommen. 


VI. Agrarpolitik 

29 . Schwerpunkte der Gemeinsamen Agrarpolitik 
der EG bildeten 

— der ergänzende Preisbeschluß des Rates im Ok- 
tober 1974, der erstmals eine zusätzliche Preis- 
anhebung während eines laufenden Wirtschafts- 
jahres brachte, 

— die Preisbeschlüsse vom Februar 1975, die mit 
einer differenzierten Preisanhebung für die ein- 
zelnen Mitgliedsländer ebenfalls ein neues 
Element enthielten sowie 

— die Bestandsaufnahme der gemeinsamen Agrar- 
politik, die die Kommission entsprechend dem 
auf deutsche Anregung hin gefaßten Ratsbeschluß 
im Februar vorgelegt hat. 

30 . Der Ministerrat hat am 2. Oktober 1974 für alle 
Mitgliedstaaten eine zusätzliche lineare Preisanhe- 
bung in Höhe von 5% für das Wirtschaftsjahr 
1974/75 beschlossen, da sich die Einkommenssitua- 
tion der Landwirte im Laufe des Jahres wegen 
außergewöhnlicher Kostensteigerungen erheblich 
verschlechtert hatte. 

Der Ratsbeschluß vom 13. Februar 1975 über die 
Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1975/76 sieht für 
die neun Gemeinschaftsländer differenzierte Preis- 
anhebungen vor. Eine einheitliche Preisanhebungs- 
rate war wegen der unterschiedlichen wirtschaftli- 
chen und konjunkturellen Entwicklung und der sich 
daraus ergebenden unterschiedlichen Kostensteige- 
rungsraten nicht mehr erreichbar. 

Durch diesen Beschluß dürfte sich das Erzeugerpreis- 
niveau für dem deutschen Landwirt um etwa 4% 
erhöhen. Für die Verbraucher werden die Preisan- 
hebungen in abgeschwächter Form wirksam, weil 
landwirtschaftliche Erzeugnisse überwiegend ledig- 
lich als Rohstoffe in Nahrungsmittel eingehen. Aus 
der Verteuerung der landwirtschaftlichen Rohstoffe, 
aber ohne Berücksichtigung anderer Kostenfaktoren, 
ergibt sich eine Steigerung der Nahrungsmittelpreise 
rein rechnerisch um knapp 2,5 °/o für das kommende 
Wirtschaftsjahr. Das bedeutet, daß der Lebenshal- 
tungskostenindex in einem 12-Monats-Zeitraum um 
0,5 bis 0,6 °/o ansteigen dürfte. 
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31 . Der im Zusammenhang mit dem Preisbeschluß 
vom Oktober 1974 ergangenen Aufforderung des 
Rates, eine Bestandsaufnahme der gemeinsamen 
Agrarpolitik vorzulegen, kam die Kommission am 
26. Februar 1975 nach. In der Bestandsaufnahme 
kommt die Kommission zu dem Ergebnis, daß die 
gemeinsame Agrarpolitik gezeigt hat, daß sie so- 
wohl die Interessen der Landwirte als auch die der 
Verbraucher zu berücksichtigen vermag. Die noch 
bestehenden Probleme führt sie sowohl auf unzu- 
reichende Instrumente als auch auf deren teilweise 
inadäquaten Einsatz zurück. Insbesondere die fol- 
genden Probleme werden angesprochen: 

— - Probleme im Zusammenhang mit dem konjunk- 
turellen und strukturellen Gleichgewicht be- 
stimmter Agrarmärkte, 

— Probleme im Zusammenhang mit dem landwirt- 
schaftlichen Einkommen, 

* — ■ Probleme der Einheitlichkeit des Marktes, 

— Probleme der Ausgaben für die gemeinsame 
Agrarpolitik. 

Der Ratsbeschluß über die Bestandsaufnahme war 
auf Initiative der Bundesregierung ergangen. Sie hat 
auch eigene Vorstellungen zur Bestandsaufnahme 
entwickelt und diese der Kommission als Arbeits- 
unterlage zugeleitet. 


Marktpolitik 

32 . Die Bruttoeigenerzeugung an Rind- und Kalb- 
fleisch in der EG erreichte 1974 mit rd. 6,3 Millionen 
t einen neuen Höchststand und bewirkte damit einen 
Selbstversorgungsgrad von fast 100%. 

Nach der Erhöhung der Agrarpreise um 5 % im Ok- 
tober 1974 dürfte die neuerliche Anhebung des 
Rinderorientierungspreises mit Wirkung ab 3. März 
1975 um durchschnittlich 8,5%, neben der weitge- 
henden Absatzgarantie im Rahmen der Intervention 
und den verschiedenen Prämienregelungen, einen 
weiteren Produktionsanreiz bewirken und den Zeit- 
punkt für eine Normalisierung des Angebots in der 
EG verzögern. So wird seit dem 1. November 1974 
auch in der BRD die Prämie für eine geregelte Ver- 
marktung von Bullen, Ochsen und Färsen gezahlt, 
die den Erzeugern bei der Schlachtung einen gewis- 
sen Ausgleich der bestehenden Differenz zwischen 
Markt- und Interventionspreis gewähren und zur 
Entlastung der Intervention beitragen soll. Diese 
Prämienregelung hat sich in der BRD bisher positiv 
auf die zeitliche Streckung des Marktangebots aus- 
gewirkt. Im Rahmen des Preispaketes hat der Mi- 
nisterrat am 13. Februar 1975 beschlossen, die Maß- 
nahme bis einschließlich Februar 1976 fortzuführen. 

Infolge des Importstopps für Schlachtrinder und Rind- 
fleisch kamen seit der zweiten Hälfte des Jahres 
1974 die Einfuhren aus Drittländern mit Ausnahme 
der GATT-Kontingente zum Stillstand. Die Kommis- 
sion prüft z. Z. die Möglichkeiten für eine Auflocke- 
rung des Importstopps durch eine begrenzte Import- 
Exportregelung, um die negativen Auswirkungen auf 
den Drittlandshandel abzuschwächen. 


33 . Neben der Anhebung des Grundpreises für 
Schweinehälften um 8% mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1974 wurde gleichzeitig die allgemeine Agrar- 
preisanhebung um 5 % wirksam. Bei den neuer- 
lichen Preisverhandlungen einigte sich der Rat auf 
eine weitere Grundpreisanhebung um durchschnitt- 
lich 8,5% in der EG, die am 1. August 1975 in Kraft 
treten soll. 

Die Marktpreisentwicklung in der Gemeinschaft war 
jedoch durch relativ hohe Preise in den Beitrittslän- 
dern und ein niedrigeres Preisniveau in den meisten 
Mitgliedstaaten geprägt. 

34 . Die Instrumente der Getreidemarktordnung 
wurden im Hinblick auf die erheblichen Preisschwan- 
kungen auf dem Weltgetreidemarkt — seit Anfang 
dieses Jahres sind die Getreidepreise unter den EG- 
Schwellenpreis gesunken — weiter ausgebaut. Die 
Ausfuhrerstattung für Getreide kann nunmehr durch 
Ausschreibung ermittelt werden. Die Ausschreibung 
erfolgt zentral für die gesamte Gemeinschaft. Sie 
erlaubt eine mengenmäßige Steuerung der Exporte. 

Durch den Preisbeschluß des Ministerrates vom 
1 0./1 3. Februar 1975 wurde der Preisabstand zwi- 
schen Brot- und Futtergetreide verringert. Dadurch 
wird der Anreiz verstärkt, in der Gemeinschaft ge- 
wachsenes Getreide zur Verfütterung zu verwen- 
den. 

35 . Durch die Anhebung der Agrarpreise im Okto- 
ber 1974 um 5% wurde der Richtpreis für Milch im 
Wirtschaftsjahr 1974/75 in zwei Etappen um insge- 
samt 13,3% von 12,42 RE auf 14,08 RE/100 kg 
(= 6,06 Pf/kg Milch von 45,46 auf 51,25 Pf/kg) ange- 
hoben. Während bei Butter die zweite Preisan- 
hebung am Markt rasch durchgesetzt werden konnte, 
bewegten sich die Marktpreise für Magermilch- 
pulver bis März 1975 geringfügig unter dem Inter- 
ventionsniveau. 

Steigende Margarinepreise sowie Verbrauchersub- 
ventionen in Großbritannien führten zu einem An- 
stieg des Butterverbrauchs, während gleichzeitig die 
EG-Butterproduktion zurückging und die Zufuhren 
aus Neuseeland nicht die vertraglich eingeräumte 
Höhe erreichten. Ab 1. April 1975 wird auch die 
Sozialbutteraktion wieder aufgenommen. Die Über- 
schußsituation der Neunergemeinschaft hat sich da- 
durch bei Butter zunächst erheblich gemildert, aber 
nachdrücklich auf den Magermilchpulvermarkt ver- 
lagert. Der Interventionsbestand an Magermilchpul- 
ver hat sich innerhalb Jahresfrist mehr als verdop- 
pelt. Dies ist u. a. auf einen Rückgang der Verfütte- 
rung von Magermilchpulver und geringere Exporte 
zurückzuführen. Um die Lagerbestände zu verrin- 
gern, hat der Rat die Lieferung von 100 000 t Mager- 
milchpulver an bestimmte Hilfsorganisationen be- 
schlossen. 

Im Wirtschaftsjahr 1975/76 erfolgt eine Anhebung 
des gemeinsamen Richtpreises für Milch in zwei 
Stufen ab 3. März und ab 16. September 1975 um 
insgesamt 10,7%. 

Auf Grund der Preisanhebungen im Wirtschaftsjahr 
1975/76 muß unter Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Gesamtsituation mit Beeinträchtigungen des 
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Absatzes und damit erhöhten Milchüberschüssen ge- 
rechnet werden, zumal die Lieferungen aus Neusee- 
land zunehmen und die Margarinepreise wieder sin- 
ken dürften. 

36 . Auf dem Zuckersektor lagen die Weltmarkt- 
preise weiterhin erheblich über dem EG-Schwellen- 
preis. Sie erreichten im November 1974 vorüber- 
gehend die vierfache Höhe und betrugen — seit 
Ende Dezember sinkend — Anfang März 1975 ca. 
165 % des Schwellenpreises. 

Der weltweite Zuckermangel und die ungünstige Rü- 
benernte 1974 wirkten sich in zunehmendem Maße 
auf den Gemeinschaftsmarkt, insbesondere auf die 
Hauptdefizitgebiete England und Italien, aus. Auf 
Grund des in der EG entstandenen Defizits beschloß 
der Ministerrat im Oktober 1974 die Bereitstellung 
von Subventionen für die Einfuhr von Weltmarkt- 
zucker. Im Rahmen der inzwischen erfolgten Einfuhr- 
ausschreibungen von bisher insgesamt ca. 400 000 t 
Zucker haben auch deutsche Interessenten Zuschläge 
erhalten. Von dem in der ganzen Gemeinschaft zu 
verzeichnenden Preisanstieg blieb auch die BRD nicht 
verschont. 

Nach langen Verhandlungen hat sich der Rat im Rah- 
men der Neufassung der Grund-VO Zucker im Okto- 
ber 1974 schließlich auf die Beibehaltung des gegen- 
wärtig geltenden Quotensystems für eine weitere 
Übergangszeit von fünf Jahren, also bis 1979/80, ge- 
einigt. Dabei wurde die Summe der Grundquoten der 
EG um 17% (BRD = 13,7 %) angehoben. Durch die 
im Februar 1975 beschlossene Rübenpreisanhebung 
für die Ernte 1975, die für die Bundesrepublik ca. 
12,5% beträgt, kann in diesem Jahr mit einer Aus- 
dehnung des Rübenanbaus um 10% gerechnet wer- 
den, so daß sich die Versorgungssituation in der Ge- 
meinschaft ab Ende 1975 normalisieren dürfte. 

37 . Auf dem Weinmarkt hat der Ministerrat eine 
Verordnung zur Aufstellung allgemeiner Regeln für 
die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und 
Traubenmoste verabschiedet, die das Ziel hat, den 
Verbraucher umfassend zu informieren und einen 
geordneten Wettbewerb zwischen den verschiedenen 
Erzeugern und Händlern der Gemeinschaft sicherzu- 
stellen. 

Nach jahrelangen Beratungen konnte der Rat auch 
die Verordnungen über Schaumwein, Qualitäts- 
schaumwein, aromatisierten Schaumwein und Quali- 
tätsschaumwein bestimmter Anbaugebiete verab- 
schieden. 

38 . Nachdem der Rat übereingekommen ist, die 
EWG-Hopfenmarktordnung zu verbessern, arbeitet 
die Kommission z. Z. an entsprechenden Vorschlä- 
gen. Mit der Vorlage dieser Vorschläge ist in Kürze 
zu rechnen. 

Im Rahmen der Preisbeschlüsse für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 wurden vom Rat die Ziel- und Interven- 
tionspreise für Rohtabak sowie die Käuferprämien 
für die Ernte 1975 festgesetzt; für die deutschen Ta- 
baksorten konnte eine angemessene Erhöhung der 
Käuferprämie für Tabakblätter erreicht werden. 


Die Flächenbeihilfen für Flachs und Hanf sowie die 
Erzeugerbeihilfen für Saatgut wurden neu festge- 
setzt. Außerdem sind Felderbsen und Monözischer 
Hanf in die Beihilferegelung der Saatgutmarktord- 
nung einbezogen worden. 


Strukturpolitik 

39 . Seit 1972 gibt es in der Gemeinschaft drei Struk- 
turrichtlinien. Sie betreffen 

— - die Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe, 

— das Ausscheiden aus der Landwirtschaft und 

— die sozio-ökonomische Information und Beratung. 

Die Bundesrepublik Deutschland kann 1975 in die- 
sem Rahmen Erstattungen für die Maßnahmen des 
einzelbetrieblichen Förderungsprogramms, für die 
Landabgaberente und für die sozio-ökonomische In- 
formation und Beratung erhalten. 

40 . Der Rat hat am 4. März 1975 die Richtlinie über 
die Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimm- 
ten benachteiligten Gebieten einschließlich der euro- 
päischen Förderungsgebiete im Grundsatz verab- 
schiedet. Offen geblieben ist noch die Frage des 
finanziellen Beitrags der Gemeinschaft zu der Aus- 
gleichszulage. 

41 . Anfang Oktober 1974 hat der Rat der Europä- 
ischen Gemeinschaften die Mitgliedstaaten ermäch- 
tigt, angesichts des hohen Zinsniveaus die Zinsver- 
billigung für Investitionsvorhaben (VO 159/72) zu 
erhöhen. Die Bundesregierung hat von dieser Er- 
mächtigung Gebrauch gemacht. Die Zinsverbilligung 
beträgt nunmehr 6 % statt bisher 5 % für Kapital- 
marktdarlehen. Die Erhöhung gilt für die gesamte 
Laufzeit der Darlehen, allerdings nur für Bewilli- 
gungen bis zum 31. Dezember 1975. 

42 . Auf Grund der ab 3. März 1975 geltenden Neu- 
bewertung der Agrar-Rechnungseinheit wurden in 
den Agrarstrukturrichtlinien diejenigen RE-Beträge, 
die sich direkt auf den Landwirt auswirken, um 
2,27 % erhöht. Auf diese Weise wurde sicherge- 
stellt, daß der Begünstigte in Zukunft dieselben DM- 
Beträge erhalten kann, wie vor der Neufestsetzung 
der Grünen Paritäten. 


Auswirkungen währungspolitischer Maßnahmen auf 
das Agrarpreissystem der Gemeinschaft 

43 . Das Agrarpreisniveau in den einzelnen EG-Mit- 
gliedstaaten ist seit mehreren Jahren in Folge von 
Währungsveränderungen unterschiedlich. Diese 
währungsbedingten Unterschiede werden bei der 
Ein- und Ausfuhr von Agrarprodukten durch das 
Grenzausgleichssystem überbrückt. In der Vergan- 
genheit wurden die Agrarpreise für alle Mitglied- 
staaten um einen gleichen Prozentsatz angehoben. 
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Dies hatte zur Folge, daß der währungsbedingte 
Preisabstand zwischen den Mitgliedstaaten in abso- 
luten Beträgen weiter vergrößert wurde. 

Bei der Differenzierung der Preisanhebungsraten in 
Verbindung mit den Preisbeschlüssen vom 13. Fe- 
bruar 1975 hat sich der Rat von folgenden Über- 
legungen leiten lassen: Einerseits sollte durch die 
Preisanhebung der währungsbedingte Abstand nicht 
weiter vergrößert werden, und zum anderen sollte 
der ursprüngliche währungsbedingte Preisabstand 
wiederhergestellt werden. Dies hat dazu geführt, 
daß die Preisanhebungsraten für alle Mitgliedstaa- 
ten unterschiedlich festgelegt und wie folgt gestaltet 
wurden (gemessen an der gemeinschaftlichen Preis- 
anhebungsrate von ca. 9 °/o): 

— Deutschland minus 2,2 °/o 

— Benelux minus 0,7 °/o 


— Frankreich 

— - Grobritannien 

— Italien 
■ — Irland 

— Dänemark 


plus 1,5 °/o 
plus 2,5 °/o 
plus 3,0 % 
plus 5,0 °/o 
plus 0,0 °/o 


In diesen Zahlen ist bereits eine zusätzliche Preis- 
anhebung für die Hauptinflationsländer enthalten. 
Technisch wird diese Differenzierung so durchge- 
führt, daß die „Grünen Paritäten" entsprechend ge- 
ändert werden. Für die Bundesrepublik wird künf- 
tig der Wert der Rechnungseinheit nicht mehr 3,66 
DM, sondern 3,5787 DM betragen. Das bedeutet für 
den Grenzausgleich keine wesentliche Änderung der 
absoluten Beträge gegenüber deren ursprünglicher 
Höhe, während der prozentuale Abstand des Grenz- 
ausgleichs von 12,03 °/o auf 10,03 °/o zurückgeht. 


Die differenzierte Preisanhebung tritt für die einzel- 
nen Produkte mit Beginn des jeweiligen Wirtschafts- 
jahres 1975/76 in Kraft. 


len Alleingängen im Beihilfenbereich führte zu einer 
vom Rat am 2. Oktober 1974 in Luxemburg verab- 
schiedeten Entschließung, derzufolge u. a. die Mit- 
gliedstaaten bekräftigen, die Bestimmungen des 
EWG-Vertrages über Beihilfen streng einzuhalten 
und sich verpflichten, der Kommission der EG bis 
zum 31. Dezember 1974 eine vollständige Übersicht 
über alle nationalen Beihilfen des Jahres 1974 zu 
übersenden. 

Die besonderen wirtschaftlichen Probleme einiger 
Mitgliedstaaten veranlaßten jedoch den Rat, die 
Preisbeschlüsse vom Februar 1975 durch zusätzliche 
Möglichkeiten der Vergabe ergänzender nationaler 
Beihilfen in den besonders kritischen Sektoren zu 
ergänzen. 

45 . Die von der Kommission an die Mitgliedstaaten 
übersandten „Leitlinien für die Gewährung von ein- 
zelstaatlichen Beihilfen zur Anpassung des Unter- 
glasgartenbaues und der Küstenfischerei an die Ent- 
wicklung der Energiemärkte" sind von den Mitglied- 
staaten mit wenigen Abweichungen akzeptiert wor- 
den. Dementsprechend sind Maßnahmen in der Folge 
der Energiekrise nur noch dann gemeinsam erörtert 
worden, wenn ihre Einordnung in diese Leitlinien 
umstritten war. 

46 . Am 21. März 1975 konnte endgültig die bereits 
stufenweise abgebaute italienische Bardepotrege- 
lung für 1974 alle Produkte aufgehoben werden. Sie 
galt im Agrarbereich seit dem 23. Oktober 1974 nur 
noch für einige Güter des gehobenen Bedarfs, wie 
Tee, Kaffee und Champagner. 


Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) 


Zusammen mit der Preisdifferenzierung wurden u. a. 

noch folgende Maßnahmen beschlossen: 

— Um eine Verringerung der im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik in RE festgesetzten, nicht 
mit der Preisfestsetzung verknüpften Beträge in 
DM zu verhindern, werden verschiedene Beträge 
insbesondere im Strukturbereich um 2,27 % er- 
höht. 

— • Der Grenzausgleich für Mitgliedstaaten mit ab- 
gewerteter Währung wurde um 1,25 Punkte ver- 
ringert. 

— Die Kommission wurde ermächtigt, im Verwal- 
tungsausschußverfahren den Grenzausgleich für 
Rindfleisch anzupassen, sofern die Marktpreise 
für einen längeren Zeitraum erheblich unter dem 
Interventionspreis liegen. 


47 . Am Gesamthaushalt 1975 der EG hat der EAGFL 
einen Anteil von 74 °/o (Vorjahr rd. 76 °/o). 


Der Haushalt für 1975 und die Fortschreibung für die 
Jahre 1976 und 1977 stellen sich wie folgt dar: 


EAGFL 

Haus- 
halt *) 
1975 

Fortschreibung 2 ) 
1976 | 1977 

— in Millionen DM — 

Abteilung Garantie 

Abteilung Ausrich- 
tung 

14 567,0 15 240,0 15 540,0 

1 189,5 1 189,5 1 189,5 


15 765,5 16 429,5 16 729,5 


Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

44 . Die im vorhergehenden Berichtszeitraum darge- 
legte Tendenz einzelner Mitgliedstaaten zu nationa- 


*) Ohne die Preisbeschlüsse des Rates vom 13. Februar 
1975, die für 1975 nach Aussagen der Kommission einen 
Nachtragshaushalt von 732 Millionen DM (200 Millio- 
nen RE) erfordern 
2 ) Stand 27. Januar 1975 
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Die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
wird auch in der Zukunft erhebliche finanzielle Lei- 
stungen der Bundesrepublik verlangen (deutscher 
Finanzierungsanteil für EG-Haushalt 1975 rd. 28,1 °/o). 

48 . Seit 1964 werden aus dem Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL), Abteilung Ausrichtung, Maßnahmen auf 
strukturellem Gebiet in der Gemeinschaft mitfinan- 
ziert. Im Gegensatz zur Abteilung Garantie erfolgt 
in der Abteilung Ausrichtung nur eine Teilfinanzie- 
rung, in der Regel von 25%. Die Höhe der jährlich 
verfügbaren Mittel ist plafondiert und beträgt 325 
Millionen Rechnungseinheiten (= 1 189,5 Millionen 
DM). In der Vergangenheit ist der größte Teil dieses 
Plafonds für die Einzelvorhaben im Bereich Markt- 
struktur- und Agrarstrukturverbesserung veraus- 
gabt worden. Hinzu kamen verschiedene Sondermaß- 
nahmen. 

Seit Einrichtung dieses Fonds (1964) hat die Bundes- 
republik Deutschland für Strukturverbesserungsmaß- 
nahmen nach der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
rd. 1 145,3 Millionen DM zur Finanzierung von ins- 
gesamt 969 Vorhaben erhalten. 

Die bisher (I.— XI. Tranche, 1. Bewilligungsabschnitt) 
von der Kommission den einzelnen Mitgliedstaaten 
für die Struktureinzelvorhaben bewilligten Zu- 
schüsse verteilen sich wie folgt: 


Mitgliedstaat 

bewilligter 
Zuschuß 
in Millionen 
DM 

v. H. 

BRD 

1 145,3 

27,4 

Belgien 

281,5 

6,7 

Dänemark 

28,8 

0,7 

Frankreich 

893,2 

21,4 

Irland 

41,4 

1,0 

Italien 

1 347,3 

32,2 

Luxemburg 

20,8 

0,5 

Niederlande 

319,0 

7,6 

Großbritannien 

105,2 

2,5 


1 4 182,5 

100,0 


Bei dieser Tabelle ist zu berücksichtigen, daß die 
Länder Dänemark, Irland und Großbritannien 1973 
zum ersten Male einen Zuschuß aus dem Agrarfonds 
erhielten. 


Für 1975 hat die Kommission folgende Mittelvertei- 
lung vorgesehen: 



— in Millionen 

DM — 

Einzelvorhaben (auslaufend) 


713 

Sondermaßnahmen 

— Verbesserungen Sektor 
Zitrusfrüchte 

69,5 


— Obstbaumrodung 

29,3 


— übrige 

25,2 

124 

Gemeinsame Maßnahmen 

— Modernisierung landw. 
Betriebe 

164,6 


— Einstellung landw. 

Erwerbstätigkeit 

40,2 


— sozio-ökonom. Informa- 
tion 

33,8 


— Umstellungsprämie Rind- 
fleisch 

84,2 


— übrige 

29,2 

352 


1975 wird erstmals in größerem Umfang die Förde- 
rung in Berggebieten und anderen benachteiligten 
Gebieten einsetzen (Rückvergütungen aus dem 
EAGFL erfolgen dann ab 1976). 

Nach den Schätzungen der Kommission führen alle 
vom Rat bisher beschlossenen Maßnahmen in ihrer 
finanziellen Wirkung bereits im Jahre 1975 zu einer 
Ausgabenbelastung von mindestens 320 Millionen 
RE (d. s. 98 % der Plafond- Mittel). Wenn man diesen 
Ausgaben noch die Folgekosten der Maßnahmen 
hinzurechnet, zu denen der Rat bereits Grundsatzent- 
schließungen getroffen hat und die ihm zum großen 
Teil bereits zur Beschlußfassung vorliegen, ergäbe 
sich in 1977 bereits ein Ausgabevolumen von minde- 
stens 450 Millionen RE (bei einem EG-Beteiligungs- 
satz von 25 %). Obwohl die Vorstellungen der Kom- 
mission hinsichtlich des Zeitablaufs mit Vorsicht zu 
betrachten sind und obwohl die Auswirkungen der 
Überschreitungen des derzeitigen Plafonds zunächst 
noch durch Heranziehung der bestehenden Rückstel- 
lungen (Mansholt-Reserve) überdeckt werden kön- 
nen, wird es notwendig, daß die Gemeinschaft für 
den Bereich der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik 
unverzüglich eine neue Gesamtkonzeption vorlegt, 
die sich im Rahmen des bestehenden Plafonds, auch 
nach Verbrauch der Mansholt-Reserve, hält. Eine 
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Verbesserung des Finanzgebarens wird auch in die- 
sem Bereich unumgänglich. 

49 . Der bei der Kommission bestehende Ausschuß 
aus hohen nationalen Beamten, der die Möglich- 
keiten zur Verhinderung und Verfolgung von Un- 
regelmäßigkeiten im Rahmen der Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik untersucht (Cheysson- 
Ausschuß), hat für die zwei wichtigsten Marktord- 
nungssektoren (Milcherzeugnisse, Fettstoffe) dem 
Rat und dem Europäischen Parlament einen umfas- 
senden Abschlußbericht vorgelegt. 


VII. Energiepolitik 

50 . In Ausführung des Auftrags der Staats- und 
Regierungschefs vom 9./10. Dezember 1974 und auf 
der Basis der Resolution vom 17. September 1974, 
in der die Mitgliedstaaten ihren politischen Willen 
zu einer gemeinschaftlichen Energiepolitik bekräf- 
tigt hatten, wurden wesentliche Fortschritte bei der 
Erarbeitung einer Gemeinschaftskonzeption erzielt. 

Einen ersten grundlegenden Schritt stellt die Rats- 
resolution vom 17. Dezember 1974 über die zahlen- 
mäßigen Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik 
bis 1985 dar. Diese Ziele sollen Leitlinien der einzel- 
staatlichen Politik und Orientierungsdaten für die 
Energiewirtschaft sein. Wichtigste Punkte sind 

— Verringerung der Einfuhrabhängigkeit (insbeson- 
dere im Mineralölbereich) auf 50 °/o, wenn mög- 
lich auf 40 %>. 

— Beibehaltung der Steinkohlenförderung der Ge- 
meinschaft unter wirtschaftlich zufriedenstellen- 
den Bedingungen auf dem heutigen Niveau von 
250 bis 255 Millionen jato. 

— Steigerung der installierten Kernkraftwerkslei- 
stung auf mindestens 160 GWe, wenn möglich 
auf 200 GWe. 

— Steigerung der innergemeinschaftlichen Förde- 
rung von Erdöl auf 180 Millionen jato und Erdgas 
auf 230 bis 295 Mrd. cbm/a. 

Am 13. Februar 1975 konnte Einvernehmen über die 
zur Erreichung dieser Ziele einzuleitenden Maßnah- 
men erzielt werden. Die entsprechende Ratsent- 
schließung enthält allerdings noch keine konkreten 
Sachentscheidungen, sondern umschreibt die mög- 
lichen Aktionen in allgemeiner Form. Die Kommis- 
sion ist aufgefordert, konkrete Vorschläge zur Aus- 
füllung dieses Rahmens vorzulegen. 

Die beiden Entschließungen tragen in realistischer 
Weise der unterschiedlichen Ausgangslage der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten Rechnung. Die gefundenen 
Einigungsformeln bilden eine wichtige politische 
Basis für die Lösung von Einzelfragen. 

51 . Folgende konkrete Vorschläge der Kommission 
konnten neben den genannten beiden Resolutionen 
bereits verabschiedet werden: 

— Entschließung über ein Aktionsprogramm im Be- 
reich der rationellen Energienutzung. Das von der 


Kommission in enger Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten erstellte Programm soll einen 
wichtigen Beitrag zur Verminderung des Energie- 
verbrauchs im Jahre 1985 um 15°/e gegenüber 
den Vorausschätzungen vom Januar 1973 leisten. 

— Zwei Verordnungen über die Mitteilungen der 
Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen bzw. die Ein- 
fuhr bestimmter Erdölerzeugnisse an die Kommis- 
sion. Ziel dieser Verordnungen ist es, die zur 
Vervollständigung der Übersicht über die Be- 
wegungen der Energieprodukte erforderlichen 
statistischen Angaben und damit eine bessere 
Transparenz zu erhalten. 

— Zwei Richtlinien über die Beschränkung des Erd- 
gasverbrauchs und des Einsatzes von Erdölpro- 
dukten in Kraftwerken. Damit wird sichergestellt, 
daß der Einsatz dieser Brennstoffe für die Strom- 
erzeugung auf die Fälle beschränkt wird, in denen 
sie nicht zu anderen Zwecken verwendet werden 
können, oder aus technischen oder wirtschaft- 
lichen Gründen — bei Mineralölprodukten auch 
aus Gründen des Umweltschutzes — verwendet 
werden müssen. Die Richtlinien folgen damit in- 
soweit den wesentlichen Bestimmungen der deut- 
schen Verstromungsgesetze. 

— Beschluß über Unterstützung für gemeinschaft- 
liche Vorhaben im Bereich der Kohlenwasser- 
stoffe. Die Kommission wird hierdurch ermächtigt, 
rd. 42,5 Millionen RE zur Unterstützung von 20 
technologisch interessanten Projekten (Abbau, 
Aufsuche, Lagerung und Transport) einzusetzen. 

— Beschluß über ein Forschungs- und Ausbildungs- 
programm auf dem Gebiet der Rückführung von 
Plutonium in Leichtwasserreaktoren. 

über eine Richtlinie zur Verpflichtung der Mitglied- 
staaten, Vorräte für 30 Tage an Kohle und Öl bei den 
Wärmekraftwerken zu halten, wurde weitestgehend 
Einvernehmen erzielt; lediglich eine Delegation 
konnte aus politischen Gründen noch nicht zustim- 
men. 

52 . Der Verfahrensbeschluß des Energierates vom 
17. Dezember 1974, künftig alle zwei Monate zusam- 
menzutreten, unterstreicht den Nachdruck, mit dem 
alle Mitgliedstaaten sich um weitere Fortschritte bei 
der Erarbeitung der gemeinschaftlichen Energiepoli- 
tik bemühen. 

53 . Von größter Bedeutung für die Energiepolitik 
der Gemeinschaft ist ihr Verhältnis zu den Arbeiten 
in der Internationalen Energieagentur (IEA), an der 
acht Mitgliedstaaten beteiligt sind. Als großer Erfolg 
ist es zu werten, daß es — auch durch intensive Be- 
mühungen der Bundesregierung — gelungen ist, die 
zunächst unvermeidlich scheinende Diskrepanz bei- 
der Bereiche, insbesondere in Vorbereitung des 
Dialogs mit den Erzeugerländern, weitgehend zu 
vermeiden. Auf der Konferenz der Staats- und Re- 
gierungschefs am 9./10. Dezember 1974 in Paris, beim 
Europäischen Rat am 10./11, März 1975 in Dublin 
und bei allen Tagungen des Rates wurde dieser Fra- 
genkreis erörtert. Das jetzt gefundene Verfahren 
einer flexiblen Abstimmung und der Beteiligung der 


19 



Drucksache 7/3575 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Kommission als Beobachter an den Arbeiten der 
IEA sichert die erforderliche Kohärenz. Die nach wie 
vor wünschenswerte Verbesserung dieser Verzah- 
nung könnte nach Ansicht der Bundesregierung 
durch den Beitritt der Gemeinschaft als solcher zu 
der Agentur erreicht werden. 

54 . Zu zwei wichtigen Sachfragen, die auch in der 
IEA behandelt werden, hat der Rat eine Gemein- 
schaftshaltung erzielt: 

— Im Bereich der kurzfristigen Energieeinsparung 
hat sich der Rat grundsätzlich für die Festlegung 
eines realistischen Gemeinschaftszieles ausge- 
sprochen. Dabei sollen die unterschiedlichen Aus- 
gangslagen der Mitgliedstaaten, insbesondere 
ihre bereits erzielten Einsparungen berücksichtigt 
werden. 

— Zum Problem der Entwicklung zusätzlicher 
Energien einigte sich der Rat auf eine allgemeine 
Orientierung der Gemeinschaft, die gleichzeitig 
als flexible Leitlinie für die acht an der IEA be- 
teiligten Mitgliedstaaten gelten soll. Diese um- 
faßt folgende Grundsätze: 

— freier Zugang zu den zusätzlichen Energien, 

— Diskriminierungsverbot bei Preisen und Zu- 
gangsbedingungen, 

— Festlegung von Globalzielen, 

— regelmäßige Prüfung der erzielten Fort- 
schritte, 

— bei kooperativer Entwicklung zusätzlicher 
Energien Aufteilung der Aufwendungen un- 
ter den Beteiligten entsprechend ihren Vor- 
teilen. 

Diese Grundsätze stehen mit den Bestimmungen des 
EWG-Vertrages und der Beitrittsverträge in Ein- 
klang, die einerseits den Mitgliedstaat die heimi- 
schen Energiequellen belassen, andererseits aber 
jegliche Diskriminierung in bezug auf Zugang und 
steuerliche Behandlung untersagen. 

VIII. Verkehrspolitik 

55 . Am 11. Dezember 1974 fand ein zweiter Ver- 
kehrsrat des Jahres 1974 statt. Entsprechend der im 
Juni 1974 entwickelten Leitlinien für die künftige 
Eisenbahnpolitik der Europäischen Gemeinschaften 
nahm der Rat eine Entscheidung über die Sanierung 
der Eisenbahnunternehmen und über die Harmoni- 
sierung der Regeln für die finanziellen Beziehungen 
dieser Unternehmen und den Staaten an. Er folgte 
damit unter anderem auch deutschen Vorstellungen, 
die darauf abzielen, innerhalb der Gemeinschaft die 
Eisenbahnunternehmen in ihrer eigenständigen Ge- 
schäftsführung zu stärken. Die Unternehmensfüh- 
rung soll sich an wirtschaftlichen Grundsätzen aus- 
richten. Die Preisgestaltung findet im Rahmen der 
allgemeinwirtschaftlichen Preispolitik statt, aber 
auch nach gemeinschaftlichen Regeln, soweit sie be- 
stehen oder noch in Kraft treten werden. Anderer- 
seits bestimmt der Staat (auch als Eigentümer) die 
gesamtpolitische Zielsetzung der Eisenbahnen ein- 
schließlich ihrer Investitions- und Finanzpläne. 


Staatliche und unternehmerische Initiativen werden 
im Tätigkeitsprogramm abgestimmt und im Ergeb- 
nis festgelegt (sogenanntes Dialogverfahren). 

56 . Ferner stimmte der Rat einer — zunächst bis 
zum 31. Dezember 1978 befristeten — Richtlinie über 
gemeinsame Regeln für bestimmte Beförderungen im 
kombinierten Güterverkehr Straße/Schiene zwischen 
den Mitgliedstaaten zu; sie sieht ab 1. Oktober 1975 
die völlige Freistellung bestimmter Transporte im 
grenzüberschreitenden kombinierten Güterverkehr 
von jeglicher Kontingentierung und Genehmigungs- 
pflicht vor. Diese Liberalisierungsmaßnahme unter- 
nimmt den Versuch, das europäische Straßennetz 
vom Schwerlastverkehr zu entlasten. Begünstigt 
werden grenzüberschreitende Straßenbeförderungen, 
die sich während des Transportes mindestens teil- 
weise des Eisenbahn-Huckepackverkehrs bedienen. 
Voraussetzung ist die Inanspruchnahme der Eisen- 
bahnverbindung zwischen den der Be- und Entlade- 
stelle jeweils nächstgelegenen Bahnhöfen. Die Kom- 
mission wurde beauftragt, bis Ende 1977 einen Er- 
fahrungsbericht vorzulegen und eventuell Vor- 
schläge für künftige Entscheidungen des Rates zu 
unterbreiten. 

57 . Im Bereich des Straßengüterverkehrs verlän- 
gerte der Rat um ein Jahr bis zum 31. Dezember 
1975 die Verordnungen Nr. 1174/68 und Nr. 2829/72 
über die Einführung eines Margentarifsystems und 
über das Gemeinschaftskontingent für den Straßen- 
güterverkehr zwischen den Mitgliedstaaten. Gleich- 
zeitige Änderungen betreffen 

— die Anwendung der Tarifbestimmungen auf Be- 
förderungen, die ganz oder teilweise über See- 
strecken verlaufen, 

— die Vereinfachung der Publizität von Sonderab- 
machungen, 

— die Ausklammerung der Transporte mit lebendem 
Vieh aus dem Margentarifsystem 

und 

— im Rahmen des Gemeinschaftskontingents die 
lineare Erhöhung der bisherigen Quoten für die 
Genehmigung um je 20 °/o. 

Der Anhebung des Gemeinschaftskontingents hat 
die Bundesregierung nur mit Bedenken zugestimmt, 
weil bei der Harmonisierung der Wettbewerbsbedin- 
gungen im Verkehr — z. B. der Kraftfahrzeug- und 
der Mineralölsteuern sowie der Maße und Gewichte 
der Nutzkraftfahrzeuge — bisher keine Fortschritte 
erzielt werden konnten. 

58 . Die Kommission entwickelt zur Zeit ein Kon- 
zept für eine sogenannte „Marktorganisation" 
( = Kontingente/Wettbewerbsregeln/Preise/Marktbe- 
obachtungen). In enger Beziehung zu diesen Arbei- 
ten stehen die Bemühungen für die Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingungen (d. h. = der staatlich 
beeinflußten Kosten) sowohl zwischen den drei Bin- 
nenverkehrsträgern Eisenbahn, Straßenverkehrsge- 
werbe und Binnenschiffahrt untereinander als auch 
zwischen den jeweils gleichen Verkehrsträgern der 
einzelnen Mitgliedstaaten. 
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59 . Anfang des Jahres 1975 einigten sich die Mit- 
gliedstaaten über die Formen der Beteiligung der 
Europäischen Gemeinschaften an den Beratungen der 
Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) in Paris. 


IX. Forschung und Technologie 

60 . Auf der Grundlage der Beratungen im Rahmen 
des Ausschusses für wissenschaftliche und technische 
Forschung (AwtF) hat die Kommission dem Rat An- 
fang 1975 ein Programm zur Behandlung und Lage- 
rung radioaktiver Abfälle und ein Programm für 
Forschungs- und Entwicklungsaktionen auf dem Ge- 
biet der Energieforschung für folgende Einzelberei- 
che vorgeschlagen: 

— Energieeinsparung 

— Produktion und Verwendung von Wasserstoff 

— Sonnenenergie 

— Geothermische Energie 

— Systemanalysen. 

Diese Programme und entsprechende Arbeiten im 
Rahmen der Internationalen Energieagentur sind 
aufeinander zugeschnitten. 

61 . Bei der Festlegung des Mehrjahresforschungs- 
programms (1973 bis 1976) bestimmte der Minister- 
rat, daß die Einzelprogramme zu Beginn des zweiten 
Jahres überprüft werden sollten. Die Kommission 
hat hierzu im Januar 1975 einen überarbeiteten Vor- 
schlag vorgelegt. Neben kleineren Änderungen ein- 
zelner Programme und einer Mittelerhöhung um 
20 °/o wegen eingetretener Kostensteigerungen sind 
für das Zentrum Petten neue Forschungsprogramme 
auf den Gebieten „Hochtemperaturwerkstoffe" und 
„Referenzmaterialien" vorgesehen. Eine Einigung 
auf diese Programme erscheint möglich. Schwierig- 
keiten bereitet noch die Frage, ob zur Durchführung 
dieser Forschungsvorhaben zusätzliche Stellen für 
das Zentrum Petten geschaffen werden sollen. 

62 . Am 17. Dezember 1974 beschloß der Rat ein 
Forschungsprogramm zur Plutoniumrückführung in 
Leichtwasserreaktoren im Umfang von 4,5 Millionen 
Rechnungseinheiten. Es sieht die Untersuchung all- 
gemeiner Fragen im Zusammenhang mit der Ver- 
wendung von Plutonium sowie wissenschaftlich-tech- 
nischer Probleme der Rückführung vor. 


EGKS 

63 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 19 
Kohleforschungsprojekten abgeschlossen und dem 
Ministerrat zur Zustimmung vorgelegt. 

Ferner stimmte der Ministerrat entsprechenden An- 
trägen der Kommission zu, für 13 Stahlforschungs- 
projekte rund 6,5 Millionen RE und für 24 Kohlefor- 
schungsprojekte rd. 11,9 Millionen RE bereitzu- 
stellen. 


X. Sozialpolitik 

64 . Auf seiner Tagung am 17. Dezember 1974 hat 
der Rat in der Besetzung der Arbeitsminister Be- 
schlüsse gefaßt über 

— die Errichtung einer Stiftung für die Verbesse- 
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen. 

Im Rahmen der Stiftung soll auf Gemeinschafts- 
ebene interdisziplinär zur Konzipierung und 
Schaffung besserer Lebensverhältnisse und Ar- 
beitsbedingungen beigetragen werden. Die Stif- 
tung wird sich insbesondere mit Fragen befas- 
sen, die den Menschen in seiner Arbeitsumwelt 
betreffen, wie Arbeitsorganisation und Arbeits- 
platzgestaltung. 

Die Stiftung wird von den Regierungen und den 
Sozialpartnern gleichberechtigt verwaltet; 

— eine Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Massenentlas- 
sungen. 

Mit der Richtlinie werden die Mitgliedstaaten 
beauftragt, das Recht der Massenentlassungen 
zu vereinheitlichen; das bezieht sich insbeson- 
dere auf die Regelung der Anzeigepflicht bei den 
Behörden, die Konsultationspflicht mit den Ver- 
tretern der Arbeitnehmer sowie den befristeten 
Aufschub, der für die Lösung der sich aus der 
Massenentlassung ergebenden Probleme genützt 
werden muß. 

Für das deutsche Recht bedarf es nur geringfügi- 
ger Anpassungen, insbesondere hinsichtlich des 
Verfahrens der Konsultation der Arbeitnehmer- 
vertreter durch die Betriebe. Ferner wird die An- 
zeigepflicht für Großbetriebe (ab 500 Arbeit- 
nehmer) dahin gehend erweitert, als eine An- 
zeigepflicht künftig schon bei 30 vorgesehenen 
Entlassungen anstatt bisher bei 50 bestehen wird; 

— eine Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten betreffend die An- 
wendung des in Artikel 119 des EWG-Vertrages 
niedergelegten Grundsatzes des gleichen Ent- 
gelts für Männer und Frauen. 

Die Mitgliedstaaten sind nunmehr verpflichtet, 
soweit noch erforderlich, ihre Vorschriften so an- 
zupassen, daß eine Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts bei der Entlohnung nicht mehr 
zulässig ist. Außerdem müssen die Mitgliedstaa- 
ten für eine geeignete Kontrolle der Einhaltung 
des Grundsatzes Sorge tragen. 

Die Verbindlichkeit dieses Grundsatzes für Ar- 
beitsverhältnisse ist in der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Rechtsprechung des Bun- 
desarbeitsgerichts zu Artikel 3 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes seit längerem bestätigt. Nach einer er- 
sten Überprüfung durch die Bundesregierung 
sind keine gesetzgeberischen Maßnahmen nötig. 

65 , Nachdem auf einer am 16. Dezember 1974 ab- 
gehaltenen "Sozialkonferenz" die Frage der Vertei- 
lung der Arbeitnehmersitze im Ständigen Ausschuß 
für Beschäftigungsfragen gelöst wurde, konnte die- 
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ser Ausschuß, der eine Plattform für Beratungen 
über Beschäftigungsfragen zwischen der Kommis- 
sion r den Regierungen und den Sozialpartnern dar- 
stellt, nach über zweijähriger Pause erstmals wieder 
zum 17. Februar 1975 einberufen werden. 

Wichtigste Themen des Meinungsaustausches wa- 
ren die Entwicklung der Wirtschafts- und Beschäf- 
tigungslage in der Gemeinschaft sowie die beson- 
ders von Arbeitnehmerseite geforderten paritäti- 
schen Zusammenkünfte für von der Beschäftigungs- 
krise besonders betroffene Wirtschaftszweige. 

66. Die Kommission hat Anfang Januar 1975 ein 
Programm von Modellvorhaben und -Studien zur 
Bekämpfung der Armut vorgelegt. Das Programm 
enthält Leitlinien für die Auswahl und finanzielle 
Unterstützung von Modellvorhaben durch die Ge- 
meinschaft. Mit ihm sollen Forschungsvorhaben in 
den Mitgliedstaaten angeregt werden, welche die 
Hauptursachen der Armut sichtbar machen und neue 
Erkenntnisse für wirksame Maßnahmen zu ihrer Be- 
kämpfung geben können. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

67 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kom- 
mission einen Antrag auf Gewährung von Anpas- 
sungsbeihiifen zugunsten von 2 492 unmittelbar und 
560 mittelbar betroffenen Arbeitnehmern gestellt. 
Der Anteil der Kommission an den finanziellen Auf- 
wendungen für diesen Anpassungsfall wird voraus- 
sichtlich etwa 4,6 Millionen DM betragen. Hierbei 
leistet die Bundesregierung im Vergleich zur Betei- 
ligung der Kommission einen mindestens gleich ho- 
hen Beitrag. Im gleichen Zeitraum genehmigte die 
Kommission zwölf Anträge mit einer Beihilfesumme 
von insgesamt rd. 27,9 Millionen DM für 12 484 un- 
mittelbar und 3 366 mittelbar betroffene Arbeitneh- 
mer. 

68. Was die Errichtung neuer industrieller Arbeits- 
plätze in den vom Strukturwandel betroffenen Mon- 
tanrevieren der Bundesrepublik anlangt, die von 
der Kommission gefördert wird, so wurde im Be- 
richtszeitraum ein Antrag mit einer Darlehens- 
summe von 30 Millionen DM gestellt, für weitere 
zwei Anträge mit einer Darlehenssumme von insge- 
samt 22 Millionen DM stehen die Entscheidungen 
noch aus. 


XI. Bildungspolitik 


Zusammenarbeit im Bildungswesen 

69 . Am 1. Februar 1975 trat das Übereinkommen 
über das Europäische Hochschulinstitut in Florenz 
in Kraft; mit der konstituierenden Sitzung des Ober- 


sten Rates nahm es am 21. März 1975 formell seine 
Arbeit auf. Es ist vorgesehen, daß es im Oktober 
1976 seinen Lehr- und Forschungsbetrieb aufnehmen 
wird. 


Berufsbildung 

70 . Am 10. Februar 1975 verabschiedete der Rat die 
Verordnung über die Errichtung eines Europäischen 
Zentrums für die Förderung der Berufsbildung. 

Das Zentrum ist ein von den Dienststellen der Kom- 
mission unabhängiges Institut, arbeitet jedoch mit 
diesem eng zusammen. Es übt seine Tätigkeit im 
Rahmen des Gemeinschaftsrechts aus und genießt 
die für juristische Personen weitestgehende Rechts- 
und Geschäftsfähigkeit in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften. Sein Sitz ist Berlin 
(West). 

Das Zentrum hat die Aufgabe, durch Dokumentation 
über den neuesten Entwicklungsstand der beruflichen 
Bildung zu informieren, zur Weiterentwicklung und 
Koordinierung der Forschung beizutragen sowie Ini- 
tiativen zur Lösung gemeinsamer Probleme zu er- 
greifen, insbesondere im Hinblick auf die Anglei- 
chung der Ausbildungsordnungen und der Anerken- 
nung von Abschlußzeugnissen. Es wird zu diesem 
Zweck Kurse und Lehrgänge veranstalten, fachbezo- 
gene Studienverträge abschließen. Modellversuche 
durchführen und ein gemeinschaftliches Berufsbil- 
dungsbulletin herausgeben. 


XII. Umweltpoiitlk 

71 . Der Rat in der Zusammensetzung der für Um- 
weltschutz zuständigen Minister verabschiedete am 
7. November 1974 folgende Maßnahmen: 

— Empfehlung über die Kostenzurechnung und die 
Intervention der öffentlichen Hand bei Umwelt- 
schutzmaßnahmen (Verursacherprinzip) , 

— Entschließung über Energie und Umweltschutz, 

— Richtlinie über die Qualitätsanforderungen an 
Oberflächenwasser, das zur Trinkwassergewin- 
nung bestimmt ist, 

— Richtlinie über die Altölbeseitigung, 

— Beschluß über den Beitritt der Gemeinschaft zu 
dem Übereinkommen zur Verhütung der Mee- 
resverschmutzung vom Lande aus. 

Der Entschließung über Energie und Umweltschutz, 
in der der Wunsch nach einem harmonischen Gleich- 
gewicht zwischen den Erfordernissen der Beibehal- 
tung der Energieerzeugung auf hohem Niveau und 
dem erforderlichen Schutz der Umwelt bestätigt 
wird, sowie der Empfehlung über die Anwendungs- 
modalitäten des Verursacherprinzips kommt im Rah- 
men der Formulierung und Durchsetzung gemein- 
schaftlicher, aber auch nationaler Politiken erheb- 
liche Bedeutung zu. Die Richtlinie über die Altölbe- 
seitigung, die weitgehend den bestehenden deut- 
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sehen Regelungen entspricht und die Richtlinie über 
die Qualitätsanforderung an Oberflächenwasser 
schaffen auf wichtigen Sektoren der Umweltpolitik 
fortschrittliche einheitliche Regelungen und sind ein 
wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Umwelt- 
qualität in der Gemeinschaft. 

72 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
der Kommission ein Memorandum zur konkreten 
Durchführung des Aktionsprogramms der Gemein- 
schaft für den Umweltschutz im Agrarbereich vor- 
gelegt. Das Memorandum enthält Vorschläge für 
Maßnahmen, die die Kommission in den Bereichen 
der Produktion sowie der Be- und Verarbeitung und 
Vermarktung agrarwirtschaftlicher Produkte durch 
die Ausarbeitung von Richtlinienvorschlägen, Emp- 
fehlungen und Studien einleiten soll. 


XISI. Der Gemeinsame Markt 


Niederlassungsrecht und Dienstleistungsverkehr 

73 . Der Ministerrat hat auf seiner Tagung vom 
11. Februar 1975 die Richtlinienvorschläge „Ärzte" 
bei dänischem Warte Vorbehalt verabschiedet. Damit 
ist nach jahrelangen Verhandlungen über das Nie- 
derlassungsrecht der freien Berufe endlich ein 
Durchbruch erzielt worden. Die Richtlinienvor- 
schläge sehen im Kern die gegenseitige Anerken- 
nung der ärztlichen und fachärztlichen Diplome vor, 
ferner eine Mindestkoordinierung der Ausbildungs- 
bedingungen. 

74 . Auf derselben Tagung hat der Rat mit der Ver- 
abschiedung der pharmazeutischen Richtlinien auch 
das jahrelang umstrittene Problem der Qualifikation 
der sachkundigen Person für die Herstellung von 
Arzneimitteln gelöst. Diese Lösung konnte so ausge- 
staltet werden, daß eine Änderung der deutschen 
Apothekerausbildung vermieden wurde. Die Rege- 
lung der Qualifikation der sachkundigen Person be- 
trifft zwar in erster Linie den freien Warenverkehr 
mit Arzneimitteln, es ist aber nicht auszuschließen, 
daß sie später einmal als Basis für die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome im Bereich der Arznei- 
mittelherstellung und der Apotheken dienen wird. 

75 . Es bleibt zu hoffen, daß von den dargestellten 
Erfolgen Impulse auch auf andere Bereiche der 
freien Berufe ausgehen. In diesem Sinne sind bereits 
Auswirkungen auf die Verhandlungen über die 
Richtlinienvorschläge „Architekten" feststellbar. 
Wichtigstes Anliegen der Bundesregierung ist wei- 
terhin die Anerkennung der dreijährigen deutschen 
Fachhochschulausbildung. 

76 . Im gewerblichen Bereich konnten die Richt- 
linienvorschläge „Vertrieb von Giftstoffen" verab- 
schiedet werden. Desgleichen hat der Rat den für 
den gesamten Bereich des Niederlassungsrechts be- 


deutsamen Richtlinienvorschlag über das Verbleibe- 
recht der Selbständigen verabschiedet. Die dort ge- 
troffene Regelung lehnt sich eng am Verbleiberecht 
der Arbeitnehmer an. 


Der gemeinsame Kohlemarkt 

77 . Der Kohlemarkt der Gemeinschaft war im Jahre 

1974 durch eine starke Nachfrage gekennzeichnet. 
Ursache hierfür waren die Auswirkungen der Öl- 
krise und der über das ^anze Jahr anhaltende Stahl- 
boom. Der Rückgang des Bedarfs der Stahlindustrie 
ab der Jahreswende 1974/75 hat jedoch ab Januar 

1975 zu einem merklichen Nachlassen der Nachfrage 
geführt. 

78 . Trotz der 1974 gegebenen hohen Kohlennach- 
frage ist die Steinkohlenförderungen in der Gemein- 
schaft weiter zurückgegangen. Dies deshalb, weil 
die früher beschlossenen Zechenschließungspro- 
gramme nur teilweise hinausgezögert werden konn- 
ten und im übrigen auch ein streikbedingter Förder- 
ausfall in Großbritannien zu verzeichnen war. So 
verringerte sich die Förderung von rd. 270 Mil- 
lionen t in 1973 auf rd. 243 Millionen t in 1974 bzw. 
um rd. 10 °/o. 

79 . Die Kokserzeugung der Zechen- und Hütten- 
kokereien in der Gemeinschaft wurde im Hinblick 
auf den hohen Bedarf der Stahlindustrie erneut ge- 
steigert. Gegenüber einer Menge von 81,8 Millionen 
t in 1973 erreichte sie trotz eines Rückgangs in 
Großbritannien in 1974 82,8 Millionen t. 

80 . Die bei rückläufiger Förderung gestiegene 
Nachfrage konnte nur durch einen weiteren und be- 
sonders schnellen Abbau der Haldenbestände be- 
friedigt werden. Von den Ende 1973 noch vorhan- 
denen Beständen von rd. 35 Millionen t (23,9 Mil- 
lionen t Kohle und 11,0 Millionen t Koks) blieben 
Ende 1974 nur noch knapp 16 Millionen t (11,9 Mil- 
lionen t Kohle und 3,9 Millionen t Koks) übrig. 

81 . Zur Deckung der Nachfrage trugen auch, ob- 
wohl der Weltmarkt äußerst angespannt war, leicht 
erhöhte Drittlandseinfuhren an Steinkohle bei. Ein- 
geführt wurden rd. 31 Millionen t gegenüber rd. 
30 Millionen t in 1973. 

Innerhalb der Gemeinschaft war der Austausch an 
Kohle und Koks, trotz einer wesentlichen Steigerung 
der dominierenden deutschen Lieferungen in die 
übrigen EGKS-Länder, infolge des von der EG-Kom- 
mission genehmigten Lieferstopps für britische 
Kohle (von Februar bis September 1974) insgesamt 
gegenüber dem Vorjahr kaum verändert. Die Bun- 
desrepublik lieferte rd. 26 Millionen t (Kohle und 
Koks in Kohle); im Vorjahr waren es rd. 23 Mil- 
lionen t. 

Die Ausfuhren der Gemeinschaft in dritte Länder 
sind gegenüber dem Vorjahr stark gestiegen. Sie be- 
trugen in 1974 über 7 Millionen t (Kohle und Koks 
in Kohle) gegenüber rd. 4 Millionen t in 1973. 
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82 . Die Preise für Kohle aller Provenienzen stiegen 

1974 weiter. In der Gemeinschaft erhöhten alle 
Förderländer ihre Listenpreise beträchtlich, aller- 
dings zu unterschiedlichen Sätzen und zeitlich un- 
abhängig voneinander. Die prozentualen Steige- 
rungsraten für Gemeinschaftskohle lagen zwischen 
15 und 40°/o. — Im bisherigen Verlauf des Jahres 

1975 erfolgten weitere Preisanhebungen, und zwar 
generell zum 1. Januar in der Bundesrepublik und 
in Belgien und in den übrigen Förderländern zum 
1. Januar bzw. 1. März für bestimmte Arten und 
Sorten. Die Preissteigerungen bei Drittlandskohle 
waren 1974 so erheblich, daß Gemeinschaftskohle 
auf dem Weltmarkt nicht nur wettbewerbsfähig, 
sondern vorübergehend sogar wesentlich billiger 
war. Mit der Entspannung auf dem Weltmarkt zum 
Jahresbeginn 1975 und infolge des Verfalls des US- 
Dollars ist jedoch Drittlandskohle z. Z. wieder billi- 
ger als Gemeinschaftskohle, 


Der gemeinsame Stahlmarkt 

83 . Das Jahr 1974 war im Stahlbereich durch eine 
weltweite grundlegende konjunkturelle Wende ge- 
kennzeichnet: Während die Konjunktur in diesem 
Wirtschaftssektor bis zum Herbst, insbesondere auch 
bei den Gewinnen, glänzend verlief, begann sich 
im letzten Quartal die Nachfrage, vor allem im Ex- 
port, abzuschwächen. Diese Entwicklung setzte sich 
nach dem Jahreswechsel fort und führte Anfang 
dieses Jahres zu beträchtlichen Produktionsein- 
schränkungen. 

84 . In der erweiterten Gemeinschaft wurde im ver- 
gangenen Jahr mit einer um 3,8 % auf rd. 156 Mil- 
lionen t Rohstahl gesteigerten Produktion ein neuer 
Rekord erreicht. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
Produktionsausfälle in Großbritannien und Irland 
infolge eines Lohnkonflikts im britischen Steinkoh- 
lenbergbau die Rohstahlproduktionen in diesen Län- 
dern um 15,6% bzw. 3,4% verminderten und da- 
durch zu der relativ geringen gemeinschaftlichen Zu- 
wachsrate führten. Die Wachstumsraten in den übri- 
gen Ländern der Gemeinschaft übertrafen dagegen 
z. T. die gemeinschaftliche Durchschnittsrate erheb- 
lich (Dänemark: + 19,2%; Italien: + 13,7%; Lu- 
xemburg: + 8,8 %; Bundesrepublik Deutschland: 
+ 7,5 %; Frankreich: + 6,8 %; Belgien: + 4,5 %; 
Niederlande: + 3,8%). 

85 . Wesentliche Stütze der Stahlkonjunktur in der 
Gemeinschaft war in 1974 die Drittlandsnachfrage: 
Während die Nachfrage aus Drittländern gegenüber 
1973 noch um 3,3% anstieg, ging sie innerhalb der 
Gemeinschaft um 9,1 % zurück, so daß sich der Or- 
dereingang insgesamt „nur" um 6,9 % verminderte, 

86 . Trotz sinkender Auftragseingänge in der Refe- 
renzperiode sind die Listenpreise für zahlreiche 
Stahlerzeugnisse zum 1. Januar 1975 weiter angeho- 
ben worden. Häufige Preiszugeständnisse durch Ra- 
battgewährung bestätigen jedoch die bereits zu Jah- 
resbeginn geäußerte Befürchtung, daß Preiserhöhun- 


gen bei der sich abzeichnenden Marktentwicklung 
nur schwer oder gar nicht durchgesetzt werden kön- 
nen. 

87 . Die weltweit abflachende Stahlkonjunktur so- 
wie die mit Wirkung vom 1. Januar 1975 erfolgte 
Aufhebung der Exportbeschränkungen durch die 
USA ermöglichten bei Schrott nicht nur wieder eine 
ausreichende mengenmäßige Versorgung, sondern 
führten im 1. Quartal 1975 sogar zu starken Preis- 
einbrüchen. So ermäßigten sich die inländischen 
Schrottpreise im März gegenüber Ende 1974 um 
37 % und gegenüber April/Mai 1974 sogar um 54 %. 
— Agesichts dieser Situation wird z. Z. auf deutsche 
niederländische Initiative hin auf Gemeinschafts- 
ebene geprüft, ob vorübergehend der Schrottexport 
in Drittländern stärker ausgedehnt werden soll, um 
hierdurch das Handelsvolumen des Schrotthandels 
in der Gemeinschaft zu erhöhen und damit letztlich 
seine Funktionsfähigkeit aufrechtzuerhalten. Derzeit 
können lediglich sog. mindere Sorten im Rahmen 
von Kontingenten in dritte Länder ausgeführt wer- 
den. 

Zum 1. Januar 1975 hat Großbritannien seine Stahl- 
schrottexporte in die übrigen Gemeinschaftsländer 
vollständig freigegeben. Somit sind nunmehr alle 
mengenmäßigen Ausfuhrbeschränkungen auf die- 
sem Sektor zwischen den Ländern der Sechser-Ge- 
meinschaft und Großbritannien beseitigt. — Gleich- 
zeitig ist auf Empfehlung der Kommission bei der 
Beförderung von Schrott und ähnlichen Erzeugnissen 
innerhalb der Gemeinschaft das bisherige Genehmi- 
gungsverfahren durch das gemeinschaftliche Über- 
wachungsverfahren zur Sicherung des Endverbleibs 
in der Gemeinschaft ersetzt worden. 

88. Mit Beginn des laufenden Jahres hat die Bun- 
desrepublik aufgrund der im EGKS-Bereich beste- 
henden nationalen handelspolitischen Autonomie 
der Gemeinschaftsländer die Einfuhr von EGKS-Er- 
zeugnissen aus den Staatshandelsländern weitge- 
hend freigegeben unJd ist damit tendenziell Frank- 
reich gefolgt, das Ende 1974 die Importe aus diesen 
Ländern nahezu völlig liberalisiert hat. 


XIV. Rechtsangleichung 


Gewerblicher Bereich 

89 . Nach langjährigen Verhandlungen hat der Rat 
am 11. Februar 1975 die zweite Richtlinie über Arz- 
neispezialitäten und die Richtlinie „Vorschriften und 
Nachweise über Versuche mit Arzneispezialitäten" 
gebilligt. 

Die zweite Arzneimittelrichtlinie regelt Einzelheiten 
des Zulassungsverfahrens, die Herstellungserlaub- 
nis und die Überwachung der Einhaltung arzneimit- 
telrechtlicher Vorschriften. Zur Erleichterung des 
freien Warenverkehrs mit Arzneispezialitäten in 
der Gemeinschaft wird ein Arzneimittelausschuß in 
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Brüssel geschaffen, ider darauf hinwirken soll, daß 
in den einzelnen Mitgliedstaaten einheitliche Ent- 
scheidungen über die Zulassung von Arzneispeziali- 
täten ergehen. Mitgliedstaaten und Kommission 
sind sich darin einig, daß dies nur ein erster Schritt 
ist. Endziel bleiben Arzneimittelzulassungen für das 
gesamte Gebiet der Gemeinschaft. 

Darüber hinaus enthält die Zweite Arzneimittelricht- 
linie einige Änderungen der ersten Richtlinie. So 
werden insbesondere die homöopathischen Arznei- 
spezialitäten aus dem Anwendungsbereich der Ge- 
meinschaftsregelung ausgenommen und Erleichte- 
rungen für sonstige Naturheilmittel geschaffen. 

Die Richtlinie „Vorschriften und Nachweise" (EG- 
Arzneimittelprüfrichtlinie) legt die Dokumentation 
fest, die der Antragsteller über die analytischen, 
pharmakologisch-toxikologischen und klinischen 
Prüfungen vorlegen muß. 

Beide Richtlinien sind für das von der Bundesregie- 
rung eingebrachte Gesetz zur Neuordnung des Arz- 
neimittelrechts von erheblicher Bedeutung. 

90 . Außerdem hat der Rat im Berichtszeitraum drei 
Richtlinien verabschiedet. Sie betreffen Kaltwasser- 
zähler, Abfüllung von Flüssigkeiten in Fertigpackun- 
gen sowie Flaschen als Maßbehältnisse. 


Lebensrnittel recht 

91 - Die 1973 verabschiedete Kakao-Richtlinie hat 
bei der Umsetzung in nationales Recht in einigen 
Punkten Schwierigkeiten bereitet. In einer Ände- 
rungs-Richtlinie werden u. a. die Begriffsbestimmun- 
gen für Milchschokoladen und die Bezeichnungsvor- 
schriften geändert. Hierdurch wird die Umsetzung 
der Richtlinie in nationales Recht erleichtert. 

92 . Nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
vom 20. Februar 1975 sind die Vorschriften des deut- 
schen Weingesetzes bzw. der Schaumwein-Brannt- 
wein- Verordnung, die die Bezeichnung „Sekt" und 
„Weinbrand" der inländischen Erzeugung und die 
Bezeichnung „Prädikatssekt" den in Deutschland zu 
einem bestimmten Mindestanteil aus deutschen 
Weintrauben hergestellten Schaumwein Vorbehal- 
ten, wegen des Verstoßes gegen das Gemeinschafts- 
recht unanwendbar. Damit müssen die betroffenen 
deutschen Rechtsvorschriften auch formell der vom 
Europäischen Gerichtshof festgestellten Rechtslage 
angepaßt werden. 


Veterinärrecht 

93 . Die Entscheidung der Kommission vom 23. Ja- 
nuar 1973, mit der die Bundesrepublik Deutschland 
ermächtigt wird, bei der Einfuhr von Zucht- und 
Nutzrindern in ihr Hoheitsgebiet zur Bekämpfung 
der Leukose besondere gesundheitspolizeiliche 
Garantien anzuwenden, ist um einen Zeitraum von 
zwei Jahren verlängert worden. In Übereinstimmung 
mit den Ergebnissen von Gemeinschaftsstudien wird 


ab 1. Juni 1975 ein EWG-einheitliches Beurteilungs- 
verfahren für die hämatologische Diagnose der Rin- 
derleukose eingeführt. 


Tierschutzrecht 

94 . Der Rat hat am 18. November 1974 die Richt- 
linie über die Betäubung von Tieren vor dem 
Schlachten angenommen. Die einschlägigen Vor- 
schriften in der Bundesrepublik Deutschland ent- 
sprechend bereits den Normen dieser Richtlinie. 


Pflanzenschutzrecht 

95 . Der Rat hat als weitere Richtlinie zur Bekämp- 
fung wichtiger Schadorganismen der Pflanzen die 
Richtlinie zur Bekämpfung der Nelkenwickler ver- 
abschiedet. 


Zoll recht 

96 . Eine Änderung der Zollwert-Verordnung räumt 
der Kommission der EG die Befugnis ein, in Fällen, 
in denen die Ermittlung des Zollwertes auf nationa- 
ler Ebene zu Verkehrs- und Tätigkeitsverlagerungen 
oder zu einer Wettbewerbsverzerrung in der Ge- 
meinschaft führt oder führen könnte, die Faktoren 
für die Berechnung der Zollwerte auf Gemeinschafts- 
ebene festzustellen. Ferner können künftig die Mit- 
gliedstaaten u. a. dann auf die schriftliche oder 
mündliche Zollwertanmeldung verzichten, wenn der 
Wert der eingeführten Waren 3 000 DM (bisher 
2 000 DM) nicht übersteigt. Diese Verordnung tritt 
am 1. Juli 1975 in Kraft. 

97 . Ein Verordnungsentwurf, der im Gegensatz zu 
der bisherigen Regelung die Einbeziehung der Lie- 
ferungskosten in den Zollwert von Drittlandswaren 
vorsieht, die durch die DDR befördert worden sind, 
liegt zur Verabschiedung vor. 

Durch eine weitere Änderung soll sichergestellt wer- 
den, daß dadurch keine Nachteile für den Berlin- 
verkehr entstehen. 


Bankenaufsicht 

98 . Nach mehr als fünfjährigen Vorarbeiten hat die 
Kommission im Dezember 1974 dem Rat den Vor- 
schlag einer Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme 
und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute vor- 
gelegt. Der Richtlinienvorschlag ist der erste Ent- 
wurf der Kommission, der sich mit der Koordinierung 
der Bankaufsichtsrechte der EG-Mitgliedstaaten be- 
faßt. Die Kommission hatte ursprünglich die Absicht, 
einen Entwurf vorzulegen, der alle für die Aufsicht 
über Kreditinstitute wesentlichen Vorschriften 
koordiniert. Im Hinblick auf die großen Schwierig- 
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keiten, die sich diesem Versuch bei den Vorarbeiten 
entgegenstellten, hat die Kommission diesen Plan 
aufgegeben. Die Kommission schlägt jetzt vor, die 
Koordinierung der Bankaufsichtsrechte schrittweise 
zu erreichen. 


B. Außenbeziehungen 


XV. Internationale Übereinkommen 


Europäisches Patentrecht 

99. Das Europäische Patentübereinkommen haben 
inzwischen 16 Staaten unterzeichnet. Von den Mit- 
gliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften ist 
als spätester Termin für die Hinterlegung ihrer 
Ratifikationsurkunden der 31. Dezember 1976 in 
Aussicht genommen. 

100. Die Sachverständigengruppe „Gemeinschafts- 
patent" hat nach Berücksichtigung mehrerer Ände- 
rungs- und Ergänzungsvorschläge der Briten ihre 
Arbeiten im Februar 1975 mit der Annahme entspre- 
chender Texte abgeschlossen. Sie hat empfohlen, die 
Konferenz zur Verabschiedung des Übereinkommens 
für die Zeit vom 17. November bis 15. Dezember 
1975 nach Luxemburg einzuberufen. 

101. Um die möglichst frühzeitige Eröffnung des 
Europäischen Patentamts sicherzustellen, soll es nun- 
mehr denjenigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften, die eine Ratifikation des Überein- 
kommens über das Gemeinschaftspatent bis zum 
31. Dezember 1976 voraussichtlich nicht durchführen 
können, freigestellt sein, das Ratifikationsverfahren 
für das Europäische Patentübereinkommen vorab ge- 
sondert zu betreiben. 


XVI. Außenwirtschaftspolitik 


Zollpolitik 

102. Am 1. Januar 1975 hat die erste Rate der Zoll- 
senkungen der Gemeinschaft im Rahmen der Aus- 
gleichsverhandlungen nach Artikel XXIV, 6 GATT 
in Kraft getreten. 

103. Ebenfalls am 1. Januar 1975 sind durch um- 
fangreiche Zollsenkungen der Europäischen Ge- 
meinschaft die Zollschranken in Europa weiter ab- 
gebaut worden. Zu diesem Datum trat die dritte 
Stufe der Zollsenkung in Kraft, die im Vertrag über 
den Beitritt Dänemarks, Irlands und des Vereinig- 


ten Königreichs zu den Europäischen Gemeinschaf- 
ten vorgesehen ist. Ferner wurden die Zölle für 
gewerbliche Erzeugnisse gegenüber Finnland, 
Island, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden 
und der Schweiz um weitere 20°/o abgebaut. Damit 
sind nunmehr die meisten Zölle gegenüber den 
neuen Mitgliedstaaten und den EFTA-Ländern 60 % 
niedriger als vor dem Inkrafttreten der jeweiligen 
Abkommen. 

104. Das gemeinschaftliche System der allgemeinen 
Zollpräferenzen für Entwicklungsländer ist auch für 
1975 weiter verbessert worden. Neben der Erhö- 
hung der Plafonds für die zollfreie Einfuhr indu- 
strieller Halb- und Fertigwaren auf nunmehr 
2,8 Mrd. Rechnungseinheiten (RE) wurde auch die 
Erweiterung der Liste der begünstigten Agrarwaren 
beschlossen. Sie umfaßt jetzt Warenpositionen mit 
einem Einfuhrvolumen von 600 Millionen RE. 

Um eine gleichmäßigere Verteilung der Präferenz- 
vorteile auf alle Entwicklungsländer zu erreichen, 
begrenzte die Gemeinschaft die zollfreien Liefer- 
chancen bei einigen Erzeugnissen für die wettbe- 
werbsfähigeren Länder auf die Vorjahreshöhe. Die 
Plafonderhöhung kommt somit bei den betroffenen 
Waren vollständig den weniger entwickelten Län- 
dern zugute. 

Schließlich wurde für 1975 das Einfuhrverfahren bei 
den Zollpräferenzen dadurch gelockert, daß die 
Zahl der Zollkontingente im industriellen Bereich 
(ohne Textil) um 2 /3 verringert wurde. 


Handelspolitik 

105. Nach mehrmonatigen Vorarbeiten, die von der 
Bundesregierung nachdrücklich gefördert worden 
waren, verabschiedete der Ministerrat am 10. Fe- 
bruar 1975 Leitlinien für die multilateralen Handels- 
verhandlungen des GATT. Die Gemeinschaft schaff- 
te damit die Voraussetzungen für eine aktive Teil- 
nahme an der neuen GATT-Runde. Die Leitlinien 
enthalten ein weltoffenes Verhandlungsmandat für 
die Zölle, die nicht-tariflichen Handelshemmnisse, 
die Landwirtschaft, die Schutzklauseln, die Ausfuhr- 
kontrollen sowie die Staatshandels- und Entwick- 
lungsländer. 

Auf der Grundlage dieser Leitlinien beteiligte sich 
die Gemeinschaft an der Tagung des GATT-Han- 
delsverhandlungsausschusses vom 10. bis 13. Fe- 
bruar 1975, in der die effektiven Verhandlungen für 
eröffnet erklärt wurden. Die Vertreter der Kommis- 
sion bekundete für die Gemeinschaft die Entschlos- 
senheit, konstruktiv an den Verhandlungen mitzu- 
wirken. 

Ab Anfang März 1975 nahm die Gemeinschaft an 
den Verhandlungen in den Gruppen für nicht- 
tarifliche Hemmnisse, tropische Erzeugnisse, Zölle 
und Landwirtschaft teil. Im Rahmen einer engen 
Abstimmung mit dem Ausschuß nach Artikel 113 
EWG-V leistete die Gemeinschaft konstruktive Bei- 
träge für die Anfangsphase der GATT-Verhandlun- 
gen. 
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Diese Aktivitäten sind ein Spiegelbild der liberalen 
Ausrichtung der Handelspolitik der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedstaaten. Als größter Handelspart- 
ner innerhalb der Gemeinschaft hat die Bundes- | 
republik Deutschland ein vitales Interesse an dem 
Erfolg der neuen GATT-Runde. Der reibungslose 
Start der effektiven Verhandlungen ist deshalb für 
uns in der gegenwärtigen Weltwirtschaftssituation 
von besonderer Bedeutung. 

106 . Auf dem Textilsektor befaßt sich die Gemein- 
schaft z. Z. mit der Durchführung des multilateralen 
Textilabkommens. Die Gemeinschaft hat entspre- 
chend Artikel 2 des Textilabkommens ihre noch be- 
stehenden restlichen Einfuhrbeschränkungen dem 
Textilüberwachungsorgan notifiziert. Gegenüber 
Indien und Pakistan hat die Gemeinschaft Verhand- 
lungen über ein Exportselbstbeschränkungsabkom- 
men aufgenommen. Der Rat hat am 10. Februar 1975 
weitere Verhandlungsmandate für ein Exportselbst- 
beschränkungsabkommen mit Hongkong und Süd- 
korea verabschiedet. Die Erörterung über ein Ver- 
handlungsmandat für ein Abkommen mit Malaysia, 
Singapur, Macao, Jugoslawien und Brasilien stehen 
kurz vor dem Abschluß. Gegenüber Taiwan wer- 
den einseitige Einfuhrbeschränkungen der Gemein- 
schaft eingeführt werden. 


Beziehungen zu den Staatshandelsländern 

107 . Im November 1974 hat die Gemeinschaft den 
Staatshandelsländern vor Auslaufen der bilatera- 
len Handelsabkommen der Mitgliedstaaten mit die- 
sen Staaten (31. Dezember 1974) ein Schema für 
umfassende Handelsverhandlungen unterbreitet. 
Die Staatshandelsländer haben sich aber trotz die- 
ser Konkretisierung der schon früher erklärten Ver- 
handlungsbereitschaft der EG noch nicht zu Ver- 
handlungen entschlossen. 

108 . Sie haben zunächst ihre Bemühungen auf den 
Ausbau ihrer vertraglichen Beziehungen zu den 
Mitgliedstaaten im Kooperationsbereich konzen- 
triert. Das vom Rat im Juli 1974 geschaffene ge- 
meinschaftliche Konsultationsverfahren gewährlei- 
stet, daß die bilateralen Kooperationsabkommen 
und -maßnahmen der EG-Mitglieder mit einzelnen 
Staatshandelsländern die Kompetenz der Gemein- 
schaft für die Handelspolitikmicht berühren. 

109 . Den am 1. Januar 1975 eingetretenen vertrags- 
losen Zustand mit den Staatshandelsländern über- 
brückt die Gemeinschaft durch autonome Regelun- 
gen. Eine zunächst vorübergehende Festlegung des 
autonomen Einfuhrregimes vom 2. Dezember 1974 
wurde Ende März 1975 durch die endgültige Ent- 
scheidung für 1975 abgelöst. Sie legt die von den 
Mitgliedstaaten zu eröffnenden Einfuhrmöglichkei- 
ten auf Gemeinschaftsebene fest und unterwirft 
Änderungen einem Gemeinschaftsverfahren. Die 
neue Entscheidung tritt neben die bereits seit An- 
fang 1970 geltende Regelung über die gemeinschaft- 


lich liberalisierte Einfuhr aus Staatshandelsländern 
(VO 109/70). 

In einer Entscheidung vom 12. November 1974 hat 
der Rat bestätigt, daß die Meistbegünstigung im 
Zollbereich in der Praxis stets gewährt wurde und 
hieran nichts geändert werden soll. 

110 . Mit der Verabschiedung des Schemas für glo- 
bale Handelsverhandlungen und der endgültigen 
Festlegung einer autonomen Einfuhrregelung für 
1975 hat die Gemeinschaft einen entscheidenden 
Schritt zur Schaffung der gemeinsamen Osthandels- 
politik getan. Sie hat bewiesen, daß sie in der Lage 
ist, die für die Weiterentwicklung der Handelsbe- 
ziehungen erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Die Bundesregierung hat die Gemeinschaft dabei 
nachhaltig unterstützt. Sie befürwortet auch die 
Kontakte zwischen der Gemeinschaft und dem RGW 
in der Erwartung, daß diese zu einem besseren Ver- 
ständnis der Gemeinschaft auf seiten sowohl des 
RGW selbst als auch seiner Mitglieder führen. 
Nachdem der Präsident der Kommission eine Ein- 
ladung des RGW-Generalsekretärs angenommen hat, 
konnte ein erstes vorbereitendes Gespräch zwi- 
schen Beamten beider Organisationen stattfinden, 
das allerdings noch nicht zu konkreten Ergebnis- 
sen geführt hat. 


Beziehungen zu westlichen Drittländern 

111 . Argentinien und Mexiko, Kanada, Iran, Paki- 
stan, Sri Lanka und Bangladesch sind — z. T. schon 
vor längerer Zeit — mit dem Wunsch nach Handels- 
verhandlungen an die Gemeinschaft herangetreten. 
Ein offizielles Mandat an die Kommission hat der 
Rat bislang lediglich für Verhandlungen mit Mexiko, 
Pakistan, Sri Lanka und Bangladesch verabschiedet. 
Mit Kanada und dem Iran führt die Kommission 
exploratorische Gespräche. Bei Argentinien wurde 
zunächst einmal das auslaufende Handelsabkommen 
um ein Jahr bis zum 31. Dezember 1975 verlängert. 

Einige der genannten Länder streben dabei Abkom- 
men an, die über traditionelle Handelsabkommen 
hinausgehen. Die Kommission will diesen Wün- 
schen durch Handelsabkommen, die um Koopera- 
tionselemente erweitert sind, Rechnung tragen. Auf 
seiten der Mitgliedstaaten wird allerdings noch 
geprüft, wieweit die Gemeinschaft bereits in der 
Lage ist, Zuständigkeiten in dem bisher im wesent- 
lichen von den Mitgliedstaaten wahrgenommenen 
Kooperationsbereich zu übernehmen. Die Bundes- 
regierung unterstützt ein schrittweises Vorgehen, 
das es ermöglichen sollte, die Wünsche der Dritt- 
länder mit den Möglichkeiten der Gemeinschaft in 
Deckung zu bringen. 

112 . Die Gemeinschaft und Kanada haben frist- 
gemäß eine Vereinbarung über den Abschluß der 
Ausgleichsverhandlungen nach Artikel XXIV, 6 
GATT unterzeichnet, so daß ein drohender Zollkrieg 
vermieden werden konnte. 
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XVII. Beziehungen zu EFTA-Staaten 

113 . Die EFTA-Ursprungsbestimmungen wurden 
bei einer Reihe von Waren durch eine im Inter- 
esse der internationalen Arbeitsteilung erwünschte 
Erhöhung der zulässigen Drittlandsanteile liberali- 
siert. 

114 . Finnland hat wegen seiner Zahlungsbilanzver- 
schlechterung Ende März für rd. 63 °/o seiner Einfuhr 
die Bardepotpflicht eingeführt (gestaffelte Sätze bis 
zu 30% des Einfuhrpreises). Die Maßnahmen wer- 
den in der Gemeinschaft geprüft. 

115 . Nach Abschluß der Ratifikation der EGKS- Ab- 
kommen mit Norwegen und Finnland sind diese Ab- 
kommen als letzte des umfassenden Freihandels- 
werks am 1. Januar 1975 in Kraft getreten. Die nach 
dem allgemeinen Zollabbaurhythmus bis zu diesem 
Zeitpunkt fälligen Zollsenkungen wurden autonom 
vorgenommen. 

116 . Portugal hat die politische Entscheidung über 
die Form seiner Verbindung mit der EG bis zu der 
Zeit nach der Bildung einer parlamentarischen Re- 
gierung zurückgestellt. Inzwischen bemüht sich die 
portugiesische Regierung um die wirtschaftliche 
Hilfe der EG. Aufgrund eines von der Bundesregie- 
rung nachdrücklich unterstützten Ratsbeschlusses 
vom November 1974 hat sich die Gemeinschaft zur 
Verhandlung über die portugiesischen Wünsche be- 
reit erklärt. 

117 . Nachdem in bilateralen Gesprächen zwischen 
Norwegen einerseits, der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Frankreich und dem Vereinigten Königreich 
andererseits Übereinstimmung über die Festlegung 
von Sperrzonen für Trawler erreicht worden war, 
wurde am 29. Januar 1975 ein Briefwechsel zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Königreich Norwegen betreffend die von 
Norwegen vollzogene Festlegung von Fichereizo- 
nen, die für Trawler während bestimmter Zeitab- 
schnitte des Jahres gesperrt sind, unterzeichnet. 
Darin erklärt die Gemeinschaft, daß sie sich den 
von Norwegen mitgeteilten Maßnahmen nicht 
widersetzt; nach ihrer Auffassung sei die dadurch 
bewirkte Veränderung der Wettbewerbsbedingun- 
gen im Fischereisektor nicht so schwerwiegend, 
daß die Gemeinschaft ihre autonomen Zollzuge- 
ständnisse für norwegische Fischereiprodukte über- 
denken müsse. 


XVIII. Beziehungen zu Mittelmeerländern 

118. Die Gemeinschaft hat ihr Ziel, die Beziehungen 
zu den Ländern des Mittelmeerraums auf neue ver- 
tragliche Grundlagen zu stellen, weiter verfolgt. Da- 
zu sind von der Kommission Vorschläge für präfe- 
renzielle Handelsabkommen mit den östlichen ara- 
bischen Mittelmeerländern (Ägypten, Libanon, Jor- 
danien, Syrien) unterbreitet worden, die im Mini- 
sterrat zur Beratung anstehen. 


119 . Die mit den Maghrebländern (Algerien, Ma- 
rokko, Tunesien), mit Spanien, Israel und Malta ein- 
geleiteten Verhandlungen sind auf der Grundlage 
der im Juli 1974 vom Rat verabschiedeten ergän- 
zenden Direktiven fortgesetzt worden. Während 
Spanien und Malta auf das neue Angebot der Ge- 
meinschaft bisher noch nicht positiv geantwortet 
haben, werden die Verhandlungen mit den Magh- 
rebländern fortgeführt. 

120 . Mit Israel hat sich die Gemeinschaft im Dezem- 
ber 1974 über den Inhalt eines neuen präferenziellen 
Handelsabkommens geeinigt, das die schrittweise 
Errichtung einer Freihandelszone für den wesent- 
lichen Teil des Warenverkehrs zwischen den Ver- 
tragspartnern vorsieht. 

Auf dem gewerblichen Sektor beseitigt die Gemein- 
schaft die Restzölle schrittweise bis 1. Juli 1975. Für 
einige sensible Erzeugnisse, insbesondere Texti- 
lien, hat sich die Gemeinschaft Plafonds Vorbehal- 
ten, bei deren überschreiten Drittlandszölle wieder 
eingeführt werden können. Israel beseitigt die Zölle 
schrittweise für 60 % seiner Einfuhren bis 1. Januar 
1980, für die restlichen 40% bis 1. Januar 1985, 
spätestens bis 1. Januar 1989. Eine Industrialisie- 
rungs- und Entwicklungsklausel erlaubt eine be- 
grenzte Erhöhung oder Wiedereinführung von Zöl- 
len bis 31. Dezember 1983. Mengenmäßige Einfuhr- 
beschränkungen werden von beiden Vertragspart- 
nern im wesentlichen mit Inkrafttreten des Abkom- 
mens abgebaut. 

Auf dem Agrarsektor gewähren beide Vertragspart- 
ner ausgewählte Zugeständnisse. Die Zollkonzes- 
sionen der Gemeinschaft erfassen die hauptsäch- 
lichen Agrarprodukte Israels, insbesondere Obst- 
und Gemüseerzeugnisse. Bei Zitrusfrüchten erklärt 
sich die Gemeinschaft bereit, über die jetzige An- 
hebung der Zollpräferenz auf 60 % hinaus eine wei- 
tere Verbesserung in Aussicht zu nehmen. 

Ein Sonderabkommen schließt den EGKS-Sektor in 
die Freihandelszonenregelung ein. Der beiderseitige 
Zollabbau erfolgt gemäß den für den gewerblichen 
Bereich vereinbarten Kalendern. 

Eine Vereinbarung über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit soll der Förderung und dem Ausbau des 
Handelsverkehrs dienen. 

121 . Auf dem ersten Assoziationsrat mit Griechen- 
land seit April 1967 wurden einige wichtige Be- 
schlüsse im Hinblick auf die Reaktivierung der 
Assoziierung Griechenlands gefaßt. Im finanziellen 
Bereich wurde der Rest aus dem alten Finanzpro- 
tokoll von ca. 56 Millionen US-$ bereitgestellt und 
die Bereitschaft zur Aushandlung eines weiteren 
Finanzprotokolls erklärt. Im Agrarbereich wurde 
beschlossen, die Harmonisierung der Agrarpolitiken 
dort, wo sie 1967 abgebrochen war, wieder aufzu- 
nehmen. Der Assoziationsausschuß einigte sich auf 
eine Vorgriffsregelung für Obst und Gemüse und 
auf eine Regelung für Wein. Das Zusatzprotokoll 
zur Ausdehnung der Assoziation auf die Beitritts- 
staaten steht kurz vor der Unterzeichnung. 
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XIX. Assoziierungen und Abkommen mit 
Außereuropäischen Staaten 

122 . Mit der Unterzeichnung des Abkommens von 
Lome hat am 28. Februar 1975 in der Hauptstadt 
Togos wurden die IV 2 jährigen Verhandlungen der 
Gemeinschaft mit 46 Entwicklungsländern in Afrika, 
im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 
erfolgreich abgeschlossen. Der gesamte afrikanische 
Kontinent — abgesehen von Südafrika, Südrhode- 
sien und einigen gerade die völkerrechtliche Selb- 
ständigkeit erlangenden Gebieten wie Angola und 
Mosambik — ist nun durch ein Abkommensnetz mit 
der Gemeinschaft verbunden. Das Abkommen von 
Lome muß noch durch die EG-Staaten und minde- 
stens 2 /a der AKP-Staaten ratifiziert werden, um in 
Kraft treten zu können. Es gilt bis zum 1. März 1980. 

Die Gemeinschaft gewährt im Rahmen des Abkom- 
mens eine Finanzhilfe für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung der Abkommenspartner in 
Höhe von 3,39 Mrd. RE, davon bilden 3 Mrd. RE 
den neuen Europäischen Entwicklungsfonds, wäh- 
rend 390 Millionen RE von der Europäischen Inve- 
stitionsbank als Darlehen zur Verfügung gestellt 
werden. Der Wert einer Rechnungseinheit ent- 
spricht dem Wert eines Sonderziehungsrechts am 
28. Juni 1974. Zu diesem Stichtag auf DM-Basis um- 
gerechnet hat die Hilfe einen Wert von 10,9 Mrd. 
DM. Hiervon übernimmt die Bundesrepublik 
Deutschland ebenso wie Frankreich einen Anteil 
von 25,95 °/o. 

Die zweite wichtige Säule des Abkommens sind 
die Vereinbarungen über die handelspolitische Zu- 
sammenarbeit. Die Abkommenspartner erhalten 
praktisch freien Zugang zu den Märkten der Ge- 
meinschaft. Nur auf dem Agrarsektor gibt es kei- 
nen völlig freien Marktzugang, sondern Sonderrege- 
lungen in Form von Abschöpfungspräferenzen und 
Zollermäßigungen, Die Gemeinschaft verlangt von 
den Abkommenspartnern keine Gegenzugeständ- 
nisse mehr. Damit entfällt künftig die insbesondere 
von den USA gegen die Präferenzpolitik der Ge- 
meinschaft vorgebrachte Kritik. Die Ursprungsrege- 
lungen wurden dahin gehend verbessert, daß die zur 
Ursprungsbegründung erforderlichen Bearbeitungs- 
vorgänge nacheinander in mehreren AKP-Staaten 
vorgenommen werden können. Von besonderer Be- 
deutung sind die Vereinbarungen über Zucker, in 
denen sich die Gemeinschaft verpflichtet hat, für 
einen unbestimmten Zeitraum von den zuckererzeu- 
genden Abkommenspartnern jährlich bis zu 
1 375 000 t Zucker zu einem garantierten Mindest- 
preis zu kaufen. 

Eine dritte Säule des Abkommens ist die soge- 
nannte Stabilisierung der Ausfuhrerlöse. Hier unter- 
nimmt die Gemeinschaft erstmals den Versuch, die- 
jenigen Länder, deren Wirtschaft vom Export weni- 
ger Grundstoffe abhängt, durch ein finanzielles Aus- 
gleichssystem zu unterstützen. Das System gilt für 
zwölf Erzeugnisgruppen. 375 Millionen RE stehen 
für einen Zeitraum von fünf Jahren zur Verfügung? 
die Mittel sind im Prinzip rückzahlbar. 


Die vierte, wohl am meisten in die Zukunft wei- 
sende Säule des Abkommens sind die Bestimmungen 
über die industrielle Kooperation. Hier wird prak- 
tisch Neuland beschritten. Das gilt insbesondere 
für den neugeschaffenen Ausschuß für industrielle 
Zusammenarbeit und das ebenfalls neue Zentrum 
für industrielle Entwicklung. Wichtig ist, daß für die 
industrielle Kooperation auch die Mittel des Fonds 
eingesetzt werden können. 

Die Bundesregierung begrüßt den Abschluß des 
Abkommens von Lome. Integrationspolitisch von 
Bedeutung ist die Tatsache, daß durch das Abkom- 
men auch eine akzeptable Regelung der Beziehun- 
gen zu den Entwicklungsländern des Common- 
wealth gefunden werden konnte, was als wichtige 
Vorbedingung für das Verbleiben Englands in der 
EWG gilt. Dem Abkommen werden über die Hälfte 
aller in der UN vertretenen Entwicklungsländer an- 
gehören. Dadurch wird der von der Bundesregie- 
rung in der Vergangenheit häufig beanstandete 
enge und exklusive Rahmen der Assoziations- 
politik wesentlich erweitert und die Beziehungen 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern auf 
eine neue an deren Bedürfnissen orientierte Basis 
gestellt. Damit leistet die Gemeinschaft einen we- 
sentlichen und beispielhaften Beitrag zum Abbau 
der Konfrontation zwischen der südlichen und nörd- 
lichen Hemisphäre, wie sie immer deutlicher in den 
internationalen Organisationen und Konferenzen 
zum Ausdruck kommt. 


XX. Gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 

123 . Als Beitrag der Gemeinschaft an der VN-Not- 
hilfeaktion für die durch die internationalen Preis- 
steigerungen am meisten betroffenen Entwicklungs- 
länder hat der Rat auf seiner Sitzung am 22. Januar 
1975 zusätzlich zu den bereits am 3. Oktober 1974 
beschlossenen 150 Millionen $ eine weitere Tranche 
von 100 Millionen $ aus dem Haushalt bereitge- 
stellt. Unter Einbeziehung der zusätzlich für diese 
Länder geleisteten EG-Nahrungsmittelhilfe sowie 
der anrechenbaren bilateralen Leistungen der Mit- 
gliedstaaten ist davon auszugehen, daß die Gemein- 
schaft damit den im Schreiben des Ratspräsidenten 
vom 25. Juni 1974 genannten Gesamtbeitrag von 
500 Millionen $ mindestens erreicht und dadurch 
ihre Verpflichtungen gegenüber den VN voll er- 
füllt. 

124 . In ihrer Mitteilung vom 5. November 1974 
(sog. Freske) hat die Kommission Leitlinien für die 
künftige gemeinschaftliche Entwicklungspolitik vor- 
geschlagen, die angesichts der jüngsten Verände- 
rungen der Weltwirtschaftslage und der geringen 
Aussicht für eine wesentliche Erhöhung des Hilfe- 
volumens insbesondere eine Differenzierung der 
entwicklungspolitischen Maßnahmen und eine Neu- 
orientierung der geographischen Verteilung vor- 
sehen. 
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